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«Reformen müssen weitergehen»
Post-Chef Ulrich Gygi sagt, warum die Initiative «Postdienste für alle» überflüssig ist

Aargauer Zeitung, 23.06.2004

Die Post hat ihr Ziel, die Zahl 
der Poststellen auf rund 2500 zu 
reduzieren, praktisch erreicht. Im 
Herbst kommt nun die Initiative 
«Postdienste für alle» vor das 
Volk. Post-Chef Ulrich Gygi will 
verhindern, dass sie angenom­
men wird. Sie sende ein falsches 
Signal aus, sagt er.

GABRIELA  W EISS , SIMON GEMPERLI

Ulrich Gygi, Sie haben kürzlich den Ge- 
samtarbeitsvertrag (GAV) m it den Ge­
werkschaften telquel unterschrieben, 
obw ohl Sie betont haben, dass Sie 
m ehr Flexibilität brauchten, um wettbe­
werbsfähig zu bleiben. Haben Sie zu 
wenig hart verhandelt?
Ulrich Gygi: Wir konnten uns nicht eini­
gen auf Fortschritte im Vergleich zu 
heute. Die Positionen lagen zu weit 
auseinander, um frühzeitig ein tragfähi­
ges und zufriedenstellendes Resultat zu 
erzielen. Wir haben von Gesetzes we­
gen eine Abschlusspflicht und wollten 
gegenüber unseren Angestellten wieder 
Klarheit schaffen. Das Problem ist aber 
damit nicht aus der Welt geschafft.

Vorerst haben die Protestaktionen im 
Frühjahr gewirkt.
Gygi: Natürlich haben wir etwas gegen 
Streiks. Die Postführung hat eine Ver­
antwortung, dass der Postdienst funk­
tioniert. In der Schweiz ist man es nicht 
gewohnt, dass Firmen wie die Post, die 
SBB oder die Swisscom streiken. Das 
ist eine gute Tradition. Und es ist ein 
Standortfaktor. Den wollen wir nicht 
aufs Spiel setzen.

Wollten Sie nicht einfach Ruhe wahren 
im Vorfeld der Abstimmung über die In­
itiative «Postdienste für alle»?
Gygi: Nein. Nebst unserer Einschät­
zung, dass der Zeitpunkt für Verhand­
lungen noch nicht gegeben war, lag es 
auch daran, dass wir sonst den GAV per 
30.6. hätten künden müssen.

Laut Umfragen sind 85 Prozent der Pri­
vatkunden zufrieden m it der Post. Wie 
erklären Sie sich die Initiative?
Gygi: Eine Unterschrift für etwas, das 
sympatisch daherkommt, ist schnell ge­
geben. Würde man die Folgen fürunse-

«Die Initiative gibt 
ein falsches Signal»
re Zukunft analysieren, wäre die Bereit­
schaft zur Unterschrift geringer.

Wie w ird sich die Postführung im Ab­
stimmungskampfengagieren?
Gygi: Parlament und Bundesrat lehnen 
die Initiative ab, da sie mittlerweile 
überflüssig ist. Wir sehen das gleich. 
Die Gesetzgebung verpflichtet uns auf 
ein flächendeckendes Netz. Die Initia­
tive gibt ein falsches Signal, dass sich 
nichts mehr verändern darf. Das würde 
die Post gegenüber den Wettbewerbern 
schwächen, die Reformen müssen wei­
tergehen.

Wird die Initiative angenommen, wel­
che konkreten Auswirkungen hätte das? 
Gygi: Kurzfristig würde nicht viel pas­
sieren. Wirwerden bis Ende Jahr etwas 
über 2500 Poststellen haben und erfül­
len damit die gesetzlichen Auflagen. 
Wir haben immer noch das dichteste 
Poststellennetz. Wir müssen aber die 
Art und Form unserer Angebote den 
sich ändernden Kundenwünschen an­
passen. Was im Initiativtext steht, steht 
heute schon in verschiedenen Rechts­
erlassen, mit Ausnahme der Finanzie­
rungsgrundlage.

Eben. Wenn Sie gegen die Initiative 
sind, wehren Sie sich auch gegen eine 
Art staatliche Verlustgarantie. Andere 
Manager wären froh drum.
Gygi: Das ist absurd. Mit dem Briefmo­
nopol haben wir eine ausreichende Fi­
nanzierung. Ich brauche aber Hand­
lungsspielraum, um einen modernen 
Service public zu erbringen.

Ihre Partei, die SP, ist für die Initiative, 
Sie dagegen. Reden Sie miteinander? 
Gygi: Ich rede mit allen Parteien und 
höre mir deren Argumente an. Das 
heisst aber nicht, dass ich immer glei­
cher Meinung sein muss.

Heute hat die Post 55 000 Angestellte: 
Wie viele sind es in 10 Jahren?
Gygi: Das lässt sich auf so viele Jahre 
hinaus nicht beziffern. Aber der Stellen­
bestand wird wegen rückläufiger Brief- 
und Paketvolumen abnehmen. Die 
Post schafft aber an anderen Orten wie­
der Stellen, zum Beispiel bei Postfinan- 
ce, in den Konzerngesellschaften, bei 
Yellowworld oder im Ausland.

Das tönt so, als ob Sie im  Saldo gleich 
viele Stellen schaffen, wie s ie  abbauen? 
Gygi: Das sicher nicht. In der Telekom­
branche wird gesagt, dass in den letzten 
Jahren die Stellen eher zugenommen 
haben. Ob das im rückläufigen Post­
markt der Fall ist, bezweifle ich.

Die Post betrachtet 7 M inuten Wartezeit 
als zumutbar. Können Sie diesen Stan­
dard heute einhalten?
Gygi: Die Massnahmen zur Reduktion 
der Wartezeiten zeigen Wirkung. W ir 
sind dem Ziel schon sehr nahe, auch 
wenn es vereinzelt noch Probleme 
gibt.

Im Gespräch war lange Ze it e ine Koope­
ration m it der Kiosk AG, M ig ros und  
Coop. Was ist m it diesen Plänen?
Gygi: Das sind nach wie vor Optionen 
im Projekt Ymago. Wir wollen ja die 
Zahl der Zugangspunkte zur Post nicht
mehr reduzieren, sondern modernere 
Formen prüfen. Denkbar ist zum B ei­
spiel, eine traditionelle Poststelle in Lä­
den zu betreiben, um von den längeren 
Öffnungszeiten zu profitieren.

Was erwartet das Personal? Ein P ostier 
ist kein Detaillist und umgekehrt.
Gygi: Eine Kioskmitarbeiterin muss 
viel können. Sie ist vielseitig und zuver­
lässig. Auch ein Migros-Angestellter 
wäre in der Lage, ein Grundangebot 
der Post anzubieten. Es geht aber n icht 
darum, dass eine Agentur die ganze Pa­
lette anbieten muss. Wichtig ist u ns je ­
doch, dass wir für unsere Basisdienst­
leistungen einfach erreichbar sind.

Seit einem halben Jahr ist der P ake t­
markt liberalisiert. Ihre E rfahrungen?  
Gygi: Konkurrenz gabs bereits vorher: 
wir haben schon vor der Liberalisierung 
Kunden verloren, aber auch w ieder zu­
rückgewonnen. Tatsache ist: E tw a 25 
Prozent des Paketmarktes wird von den 
Wettbewerbern bestritten. Seit der

«Wir gewinnen 
relativ viele Kunden 
wieder zurück»
Marktöffnung hat sich nicht viel v erä n ­
dert. Wir erwarten die richtige O ffen si­
ve erst im Herbst.



Bis je tz t läuft das Paketgeschäft gut? 
Gygi: Wir sind jedenfalls klar über Bud­
get und haben wieder vermehrt Priori- 
ty-Pakete, die für uns interessanter sind. 
W ir gewinnen zurzeit auch wieder rela­
tiv viele Kunden zurück.

2003 schrieben Sie im  Paketgeschäft 
w eniger rote Zahlen als noch im Vorjahr. 
Werden Sie in diesem Jahr schwarz? 
Gygi: Wir werden ein klar positives Er­
gebnis schreiben. Die Paketpost muss 
aber auch keinen Beitrag mehr an die 
ungedeckten Kosten des Netzes zah­
len. W ir haben die Kosten heute so im 
Griff, dass wir selbst bei rückläufigem 
Paketverkehr schwarz schreiben.

Sie strukturieren die Post laufend um, 
verwandeln einzelne Bereiche in Aktien­
gesellschaften. Wenn Sie könnten, wür­
den Sie am liebsten die ganze Post in ei­
ne AG umwandeln?
Gygi: Es geht nicht um die Rechtsform 
AG. Wir wollen in den ganz unter­
schiedlichen Märkten wie Expresspost, 
Paketpost, Postauto, Sicherheitstrans­
porten unsere gute Stellung halten. Das 
gelingt längerfristig nur, wenn wir die 
Arbeitsbedingungen näher an die Bran­
chenbedingungen führen können, da­
mit wir wettbewerbsfähig bleiben.
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La Poste suisse annonce de jolis benefices, mais la realite economique de l'entre- 
prise est tout autre: ses fonds propres sont toujours negatifs et ses marges vont 
baisser dans un marche qui se liberalise e< se transforme ä toute vitesse

LeTemps, 15.07.2004
L'office postal n'est plus le cenlre de gravite d'une industrie qui doit s'adapler ä 
une clientele commerciale qui utilise massivement Internet et qui souhaite no- 
tamment un Service plus personnalise

La Poste dans la course contre la montre 
pour survivre ou mourir au XXIe siecle

Pierre Veya

Avec l’energie, le marche 
postal est sans aucun 
doute le secteur econo­
mique qui vit la revolu- 
tion la plus rapide et la 

plus brutale de ce debut de 
XXIe siecle. «Le drame, c’est que 
peu de monde le perfoit ainsi. On 
parle d’un monopole qui se meurt, 
d’offices postaux ä sauver, du 
nombre de centres de tri postaux 
ideal. En realite, il n’y a aucune Stra­
tegie d’avenir, ni meme la conscien- 
ce que l’entreprise est reellement en 
danger de vie ou de mort», resume 
froidement Christophe Genoud, 
specialiste des entreprises de re- 
seaux, chercheur ä la London 
School of Economics, et l’un des 
rares specialistes suisses de La Pos­
te avec Mathias Finger, de FEcole 
polytechnique federale de Lausan­
ne. Une teile appreciation merite 
que l’on s’y attarde un peu, afin de 
comprendre ce qui attend une 
entreprise publique plus que cente- 
naire. Et si l’on se trompait fonda- 
mentalement sur la nature des pro- 
blemes que rencontre La Poste?

Le Probleme est identifie 
depuis dix ans dejä

En fait, le dysfonctionnement eco­
nomique de La Poste a commence il 
y a pius de dix ans dejä. La Poste 
a ete deficitaire tres longtemps et 
ses pertes chroniques annuelles 
(quelque 800 millions de francs 
suisses au moment de la Separation 
avec les telecoms) etaient largement 
compensees par les juteux benefices 
provenant de son activite dans la te- 
lephonie. C’est de cette epoque que 
datent les premiers plans de restruc- 
turation, les premiers jalons de La 
Poste suisse ä l’etranger et la valo- 
risation du trafic des paiements (in- 
troduction de l’interet sur les 
comptes de cheques postaux). 
C’est l’epoque du Valaisan Jean- 
Noel Rey* qui tente, par petites 
touches successives, de modifier le 
modele de La Poste. Puis viendront 
les premieres liberalisations du mar­
che (celui des colis), pour aboutir fi­
nalement ä la dotation d’un Capital 
social donnant ä La Poste un debut

d’autonomie. Quand Jean-Noel 
Rey est force de remettre son tablier, 
la mutation est engagee mais de loin 
pas terminee. Reto Braun fera un 
bref sejour mais echouera avec ses 
methodes radicales. II sera remplace 
par Ulrich Gygi en 2000. Quatre 
ans plus tard, ce demier a repris 
l’ouvrage avec une methode plus 
douce mais le voici, lui aussi, sous le 
feu de la critique et menace par une 
initiative socialiste qui figeraitles re- 
formes, alors meme que La Poste a 
encore et toujours des coüts de pro- 
duction trop eleves et manque de 
flexibilite. «La Poste suisse a perdu 
beaucoup de temps et risque de le 
payer tres eher», temoigne un an- 
cien haut responsable du geant 
jaune. «Et, surtout, je crains que le 

| pirenesoitävenir».
Sur le plan financier, La Poste est 

tres fragile: eile perd toujours struc- 
turellement beaucoup d’argent dans 
son reseau, gagne des miettes (gräce 
aux subventions) dans les cars pos­

taux, engrange quelques dizaines de 
millions ä l’etranger dans des ser- 
vices de niche et vit de Postfinance, 
dont les revenus sont importants 
mais de moins en moins stables. Et, 
surtout, les benefices qu’elle realise 
le sont gräce ä une Situation de mo­
nopole qui va voler en eclats.

La fin du monopole 
est pour demain

En 2006, le monopole de La Poste 
sera abaisse ä 100 grammes et sans 
doute ä 50 grammes, voire ä rien du 
tout en 2009 si les postes euro- 
peennes suivent les leaders alle- 
mand, neerlandais, suedois... Dans 
les colis, La Poste suisse aura toutes 
les peines du monde ä maintenir sa 
part de marche de 75% («totalement 
impossible», ironise l’un de ses 
concurrents); quant aux envois ex­
press, la lutte s’annonce inegale face 
aux geants DHL et autres Chrono- 
post et UPS... La Poste se bat d’ores 
et dejä ä contre-courant, alors meme 
que les depöts de lettres aux guichets 
ont baisse de 2 7% et de 32% pour les 
colis entre 2000 et 2003. En Alle- 
magne et aux Pays-Bas, les postes 
ont reagi tres tot et tirent dejä pres de

la moitie de leur Chiffre d’affaires de 
l’etranger. La Poste suisse peut pro- 
gresser mais, dans les faits, les places 
principales sont prises. En rachetant 
sous son nez le geant suisse Danzas, 
Deutsche Post lui a coupe la voie 
royale vers une expansion d’enver- 
gure. Une occasion en or... ratee par 
un certain Gerhard Fischer, ancien 
President de La Poste et dirigeant du 
concurrent Panalpina! C’etait en 
1998.

Augmenter les volumes, 
baisser les coüts

Six ans plus tard, la concurrence 
etrangere se prepare ä fondre sur 
ses rentes de Situation. Elle fourbit 
dejä ses armes et connait fort bien 
la structure de coüts de La Poste 
suisse, en particulier dans les en­
vois commerciaux, qui represen- 
tent 80% de son chiffre d’affaires, 
dont les 500 principaux clients 
realisent d’ores et dejä 47% du 
chiffre d’affaires. Non seulement 
La Poste risque de les perdre en 
masse mais Internet of&e une al­
ternative bon marche au courrier 
traditionnel. Gräce ä la signature 
electronique, validee sur le plan le­
gal depuis le 1er juillet, les vo­
lumes globaux d’envois vont bais­
ser. Selon des estimations 
officielles, le volume du courrier 
postal va diminuer entre 10 et 
20%  dans les dix prochaines an- 
nees et la reduction du courrier 
physique dans les envois entre 
entreprises pourrait depasser les 
75% ! Cette evolution explique 
pourquoi les postes inventent de 
nouvelles manieres de servir la 
cüentele (lire ci-dessous). Les plus 
importantes cherchent leur salut 
dans la logistique, les reseaux de 
fret aerien et le developpement ä 
l’etranger, tout en reduisant forte­
m ent leurs coüts fixes (reduction 
des Offices postaux), et multi- 
plient les partenariats (lire enca- 
dre) pour distribuer et collecter le 
courrier. Une veritable revolution 
dans une industrie tres intensive 
en personnel et ä faible valeur 
ajoutee. Un seul chiffre donne ä 
reflechir: le chiffre d’affaires par 
employe postal est bas (ä peine



104000 francs en Suisse, 114000 
en A llem agne, 55000 en France); 
par comparaison il est de 
230 000 francs ä la Migros. Com- 
mentaire d’un expert: «Si jusqu’ici 
La Poste a annonce la suppression 
de 3000 ä 3500 postes d’ici 
quelques annees, je crains qu’il ne 
s’agisse de beaucoup plus.» Des 
experts parlent de 6000, voire 
10000 emplois en sursis sur un 
total de 43000 si La Poste rate 
son virage. Le raisonnement est 
simple: alors que le chiffre d’af- 
faires a tendance ä stagner, les ef- 
fectifs de La Poste, eux, restent 
stables depuis trop longtemps... ■

*Jean-NoelReyfondera ensuite 
D PÜ  et vient d ’etre nomine 
vice-presidentdecettefiliale
de La Poste franfaise.

■BW Lettres de 50 gr. 
" " w  Lettres de 100 gr. 
■'S* Rn du monopole

RESULTAT D'EXPLOITATION
EN MILLIONS DE FRANCS (1999-2002)

+600 ■

sans les coüts 
d'intrastructure

PRtVISIONS, EN MILU0NS D'ENVOIS
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Depiacer l'epicentre du debat
Domaine Public, 16.07.2004

!_'initiative «Services postaux pour tous» sera soumise au peuple en septembre. 
II sera avant tout question de la densrte du reseau des ofTices. Question en 

partie resolue par l'ordonnance sur la Poste. Mais des questions essentielles, comme 
celle de la regulation de la concurrence, risquent de rester dans 1‘ombre.

La Campagne avant la 
votation sera em otion- 
n elle . Le facteu r qui 
apporte les bonnes et les 

m auvaises nouvelles prendra 
toute sa dimension sentimentale: 
il P o stin o . Poli.tiquem ent se 
constituera sous la banniere du 
S ervice  p u blic  l'a llian ce  des 
reg ions perip heriqu es et des 
banlieues mal equipees. Le parti 
so c ia lis te  sera d 'autan t plus 
engage qu'il doit se defendre de 
l'accusation de social-traitrise 
portee par I'extreme gauche en 
raison des responsabilites assu- 
mees par les camarades Leuen- 
berger et Gygi.

A cette occasion, certains vou- 
dront revivre un remake de la 
Loi sur le marche electrique. Les 
ingredients y seront, mais pas le 
contenu. II ne s'agit pas d'un re- 
ferend um  defendant le statu 
quo, mais d 'une initiative de 
portee tres generale. Le marche 
postal est de surcroit en partie 
ouvert ä la concurrence, celle des 
entreprises concessionnees et 
celle des autres moyens de com- 
m u n ication  com m e Internet. 
M ais surtout une ordonnance 
sur la Poste, en vigueur depuis le 
1er ianvier, repond aux exigences 
de l'initiative (cf. encadres).

Le coüt
L 'in itia tive  prevoit que les 

coüts occasionnes par un Servi­
ce d ece n tra lise  a ccessib le  ä 
toute la population pourraient 
etre assumes par la Confedera- 
tion  dans la mesure oü ils ne 
son t pas couverts par les re- 
cettes de la Poste ou les rede- 
vances de concession. C'est une 
innovaüon importante. Dejä ia

droite s'apprete ä resservir ses 
s log ans ressasses co n tre  un 
nouvel impöt (postal).

Pourtant en deuxieme Posi­
tion avant la Confederation, ap- 
paraissent comme contributeurs 
eventuels, les concessionnaires. 
Car pour tout ce qui n’est plus

initiative
La Confederation garantit un Ser­
vice postal universel repondant 
aux besoins et aux attentes de la 
population et de l'economie.

La realisation de cet obiectif re- 
quiertun reseau.d'office de poste 
qui couvre l'ensemble du pays.

La Conredö'ation veille ä ce que 
les communes soient associees aux 
decisions relatives au reseau des 
Offices de poste.

soumis au monopole, le marche 
des services postaux n'est pas li- 
beralise mais concessionne. Or 
les concurrents concessionnes 
de la Poste s'Interessent d'abord 
aux gros clients. La Poste fait le 
47%  de son chiffre d 'affaires 
avec cinq cents clients. Ce sont

ceux-lä que la concurrence cher- 
chera ä debaucher en prionte, ne 
s'interessant qu'aux «bons mor- 
ceaux». Aussi 1'ordonnance pre­
voit que si la Poste ne peut plus 
assumer le Service universel sans

Ordonnance
Art.5 Acces aux prestations de service universel
La Poste garantit l'acces aux prestaüons de service universel. Eie tient compte 
des besoins de la population et de ieconomie.

<%t. 6 Reseau d'offices de poste
1. La Poste exploite un reseau d'offices couwant l'ensemble du temtoire et 

veille a ce que les prestations du Service universel soient disponibles dans 
toutes les regions pour tousles groupes de la population ä une distance rai- 
sonnable.

2. Les offices de poste ofirent les prestations du service universel. La Poste 
peut, pour des raisons de securite en particalier, renoncer ä ofirir des ser­
vices iinanciers.

3. Dans la limite de ses niovens economiques, la Poste adapte le reseau des Of­
fices de poste aux besoins de sa clien tele.

-ta. 7 Transtert ou. termeture d'un office de poste
1. Avant de transferer ou de.fermer un office de.poste, la Poste consuite ies au- 

torites des eommunes concernees. Elle s'efforce de parveniri un accord 
avec eelles-ci.

2. Si aucun accord n'est trouve, le departement convoaue une commission in- 
dependante älaquelle il remet le dossier de Ia decision comprenant les avis 
ernis par ies autorites visees ä Tal. I; la commission evalue l’acces au service 
universel dans la region concernee et emet une recommandation.

3. La Poste statue definitivement; eile tient compte notamment du resultat de 
la consultation prevuea l'ai. 1 et de la recommandation de la commission 
visee ä Tal. 2.

I ’cmdyse comparee des iextes ne se prete donc pas ä des gloses substantielles, sous reserve de la definition de i'Of­
fice de poste, qui peut etre exploite aussi bien par le personnel de la Poste que par des tiers Iart. 1). Des precisions 
sur Ia portee de cette deprofessionnalisation e\’entuelle auraient dü repondre aux critiques qui soulignent l'atn- 
biguite du m ot«office» dans tout le dispositif de l'ordonnance. Voilä pour les textes. Mais qu en est-il sur le ter- 
rain? La reduction du reseau, teile qu annoncee et mise en ceuvre, ne sembie pas outranüere en comparaison de 
edle d'autres secteurs, commerciaiix ou publics et parapublics. Malgre d'insignes erreurs de commumcation, eile 
n 'a gttere souleve d'emoi dans la Campagne profonde. De toute facon, les communes disposent desormais avec 
l'ordonnance d'un outil de contestation dont on pourra tester toute l'efficacite.



(o

perte, une redevance pouira etre 
exigee des concurrents conces- 
sionnes, ä moins qu'ils ne prou- 
vent qu'ils desservent l'ensembie 
du territoire et pratiquent des ta- 
rifs independants de la distance 
(art.33). La redevance, si eile est 
exigee, ne pourra depasser 3%  
du chiffre d'affaires. Sera-ce süf­
fisant pour couvrir le deficit de 
la Poste? Les initiants sembient 
n e  pas le cro ire . M ais avant 
d'imaginer que la Confederation 
in te rv ie n n e  fin a n cierem en t, 
n'aurait-il pas ete plus realiste de 
proposer que tout ce secteur (la 

Poste et les concessionnaires) se 
finance globalement?

Les conditions de la branche
Le concessionnaire doit faire la 

preuve de ses competences pro- 
fessionnelles et s'engager ä res- 
pecter les conditions usuelles de 
la  bran che. Or on sait que la 
Poste - c'est la plus grave erreur 
d'appreciation de sa direction - a 
dem ande pour le renouvelle- 
m ent de la convention collective 
que son personnel accepte des 
conditions salariales regionales 
qui. lorsqu'elles sont plus basses, 

favorisent trop ses concurrents. 
Le classique alignement sur le 
bas! Or l'autorite politique, en 
tant qu'autorite concessionnan- 
te, a en main les moyens d'impo- 
ser, comme conditions usuelles 
de la branche (de la branche et 
non pas de la region), celles du 
principal acteur, soit la Poste. 
Pourquoi ne le fait-elle pas?

L’epicentre
L'amenagement territorial du 

reseau postal ne sera pas la 
question essentielle posee par 
l'in itiative. En gros, l'ordon-

nance donne satisfaction . En 
revanche, tout le probleme de 
la concurrence concessionnee 
reste ouvert. Cette concurrence 
devrait etre organisee et regulee 
de teile maniere que le Service 
universel soit assure sans re- 
co u rir ä des contributions pu- 
b liq u e s, et q u 'il ne pu isse y 
avoir de sous-enchere salariale. 
Pour que l'in itia tiv e  m arque 
une avancee de l'econom ie de 
Serv ice  public regulee, il faut 

que toute la problematique de 
la «concession» so it m ise au 
cceur du debat. ae



?

Wie viele Poststellen braucht die Schweiz?
Die Initiative «Postdienste fü r  alle» will das Netz sichern
Ein flächendeckendes Poststellennetz auch in den Randregionen, ein garantiertes An­
hörungsrecht für Gemeinden und als Defizitgarantie eine Subventionspflicht des Bun­
des für die postalische Grundversorgung: Diese Postulate will die Post-Initiative in der 
Verfassung festschreiben, um den Service-public-Auftrag an d ie Post sicherzustellen.

Neue Zürcher Zeitung, 20.07.2004

hag. Als die Schweizer Post noch PTT hiess 
und sich im gemeinsamen Monopol-Haushalt mit 
der rentablen Telefonie aushalten Hess, konnte sie 
sich den Luxus von über 4000 voll ausgestatteten 
Poststellen leisten und verfügte damit über eines 
der weltweit dichtesten Servicenetze. Als sie die 
Politik dann 1998 unter dem Druck der europa­
weit breit einsetzenden Entmonopolisierung von 
Service-public-Bereichen vom Telecom-Goldesel 
trennte und sie in die unternehmerische Selbstän­
digkeit entliess, blieb die Post -  im Gegensatz zur 
Telecom und späteren Swisscom AG -  als Bun­
desanstalt weiterhin stark unter der Obhut von 
Bundesrat und Parlament.

Ein unternehmerischer Spagat
Die Handschrift dieser politisch vorsichtig um­

gesetzten Marktöffnung trug auch der gesetzliche 
Leistungsauftrag ihrer Eigner: Die Post hat ihren 
Universaldienst bei Briefen, Paketen und im Zah­
lungsverkehr flächendeckend zu angemessenen 
Preisen anzubieten und muss dabei Eigenwirt­
schaftlichkeit erreichen. Dies im Konkurrenz­
umfeld der nicht geschützten Angebote, über wel­
che die Post neben den Erträgen aus dem Mono­
polbereich ihren Grundversorgungsauftrag weit­
gehend finanziert. Dieser unternehmerisch heikle 
Spagat ist unterdessen noch anspruchsvoller ge­
worden. Gründe dafür sind die europaweit reso­
lut vorangetriebene Öffnung der Postmärkte, die 
daraus resultierenden Marktanteilsverluste der 
staatsnahen Post und eine Erosion im postali­
schen Kemgeschäft durch die Konkurrenz der 
elektronischen Kommunikationsmittel. Auch das 
Monopol bröckelt: Schon heute steht der Paket­
sektor im Wettbewerb, das Briefmonopol soll 
2006 auf 100 Gramm gesenkt werden -  50 
Gramm höher als in der EU.

In diesem ungemütlichen Geschäftsumfeld lief 
der Post besonders ihr kostspieliges Poststellen­
netz finanziell zunehmend aus dem Ruder. Als es 
in der Rechnung 2000 mit einem Minus von 
gegen 600 Millionen Franken zu Buche schlug, 
zog der neue Postdirektor Ulrich Gygi im Januar 
2001 die Notbremse: Bis 2006 sollten die damals 
über 3400 Poststellen auf rund 2600 reduziert und 
dabei zahlreiche Postbüros vorab in ländlichen 
Regionen durch einen Haus-Service, gemischt- 
wirtschafüich organisierte Agenturen oder Post­
filialen mit reduziertem Angeb<3t ersetzt werden. 
Die Umstrukturierung sollte jährliche'Tsmsparun- 
gen von rund 100 Millionen Franken bringen, be­
deutete aber auch den Abbau von über 500 Voll­
stellen. Gygi trieb den Reformprozess trotz mas­
siven Protesten von Gewerkschaften und Post­
kunden zügig voran. Ende 2003 gab es landesweit 
nur noch 2722 Poststellen, das Netz aber blieb 
eine teure Hypothek die sich nur knapp über den 
Universaldienst finanzieren liess. Zwar konnte der 
Konzern letztes Jahr mit 366 Mülionen Franken 
einen Rekordgewinn erwirtschaften, der Betrieb 
der Poststellen aber generierte weiterhin einen 
Fehlbetrag von 500 Millionen.

Steuergeld als Rückversicherung
Dieses verschärfte Geschäftsumfeld der Post 

anerkannten zwar auch die Gewerkschaften, doch 
waren sie nicht bereit, die Reformen kampflos 
hinzunehmen, zumal auch die Zahl der Briefzen­
tren wegen des sinkenden Volumens deutlich zu­
rückgefahren werden sollte. Vor allem die gefähr­
deten Arbeitsplätze in den Randregionen und der 
Unmut einer Postkundschaft, die sich nur allzu 
gern an die grosszügige Infrastruktur eines staat­
lichen Monopolbetriebes gewöhnt hatte, generier­
ten genug Protestpotenzial für eine direktdemo­
kratische Offensive: Zusammen mit der Stiftung 
für Konsumentenschutz und Teilen der SP lan­
cierten die Gewerkschaften im Sommer 2001 die 
Volksinitiative «Postdienste für alle» und schick­
ten sie im April 2002 mit 107 000 Unterschriften 
erfolgreich in die politische Pipeline.

Das Begehren wül den Artikel 92 der Bundes­
verfassung mit einem vom Bund finanzierten 
Infrastrukturauftrag für die Post ergänzen und so 
die Grundversorgung über ein flächendeckendes 
Poststellennetz garantieren, das quantitativ etwa 
dem Stand von 2002 entspricht. Deshalb soll es 
auch ein verbrieftes Anhörungsrecht der Gemein­
den beim Umbau der Poststellen geben. Ord­
nungspolitisch besonders brisant aber ist die 
dritte Forderung der Initianten, wonach der Bund 
allfällige Defizite der Post bei der Erbringung der 
Grundversorgung durch Subventionen -  sprich: 
durch Steuergelder -  ausgleichen soll. Die Initian­
ten sehen darin ein Schutzschild gegen zu radikale 
Privatisierungspläne bei der Post und sprechen 
von einer «Defizitgarantie des Bundes in Form' 
einer Rückversicherung». Zudem betonen sie, 
dass zuerst alternative Zuschüsse -  etwa durch be­
triebswirtschaftliche Anpassungen bei der Post 
oder durch Konzessionsgebühren privater Anbie­
ter -  fliessen sollen, bevor der Bund zahlt.

Wirtschaftsförderung über Poststellen
Bundesrat und Parlament reagierten auf das 

Volksbegehren mit einer Revision des Postgeset­
zes von 1998 und einer neuen Postverordnung, 
die seit Anfang 2004 in Kraft ist. Darin wird die 
Post erneut zum Unterhalt eines flächendecken­
den Netzes bei der Grundversorgung verpflichtet. 
Konkret soll die nächste Poststelle mit öffent­
lichen Verkehrsmitteln in 20 Minuten erreichbar 
sein, wobei auch Agenturen oder Filialen als Post­
stellen zählen, um der Post mehr unternehmeri­
schen Spielraum bei der Erbringung des Service­
auftrags zu gewähren. Auch das Anhörungsrecht 
der Gemeinden wurde in die neue Verordnung 
aufgenommen und eine unabhängige Schlich­
tungskommission geschaffen, die von den Ge­
meinden im Streitfall angerufen werden kann. Mit 
diesem indirekten Gegenvorschlag ist nach Über­
zeugung eines Grossteils beider Räte, der Landes­
regierung, der bürgerlichen Parteien und der 
Wirtschaft die Kemforderung der Initianten er­
füllt und damit auch der Service-public-Auftrag 
für die Postkunden sichergestellt.



Die Initianten sehen dies aber anders, weshalb 
sie ihr Begehren auch nicht zurückzogen. In 
ihrem Argumentarium (www.postfueralle.ch) -  es 
eröffnet mit einem kritischen Textausschnitt aus 
«Globi bei der Post», in dem aber pikanterweise 
die Post-freundliche Pointe weggelassen wurde -  
betonen sie, besonders die zahlreichen weit ver­
streuten kleineren und mittleren Betriebe seien 
auf ein dichtes Poststellennetz auch in den Rand- 
und Berggebieten angewiesen. Der Unterhalt 
eines dichten Netzes sei daher ein wichtiger regio­
nalpolitischer Beitrag zur Wirtschaftsförderung. 
Ferner warnen sie vor einer postalischen Zwei­
klassengesellschaft: Der Trend zur privaten Ver­
sorgung mit Postdienstleistungen möge in grösse­
ren Städten rentieren, nicht aber in Agglomeratio­
nen oder Bergdörfern. Aus ihrer Sicht ist der Ser- 
vice-public-Auftrag der Post ebenso wichtig wie 
jener in Bereichen wie Bildung, öffentlicher Ver­
kehr, Energie, Wasser, Telekommunikation oder 
Gesundheitsversorgung. Auch appellieren sie an 
die Verantwortung der Post als zweitgrösste 
Arbeitgeberin des Landes und fordern den Erhalt 
von regionalen Arbeitsplätzen. Man wolle zwar 
keine Strukturerhaltung betreiben, lautet das Fazit 
im Pro-Argumentarium, doch sei die Post ein 
wichtiger Teil der Heimat und ein wertvolles 
Bindeglied zwischen den Kulturregionen; deshalb 
müsse ihre Infrastruktur möglichst dicht bleiben.

D ie Initiative im  Wortlaut
Die Bundesverfassung vom 18. April 1999 wird 

bei Art. 92 Abs. 3 und 4 wie folgt geändert:
1 Der Bund garantiert eine Grundversorgung 

mit Postdiensten, welche den Bedürfnissen und 
Erwartungen der Bevölkerung und der Wirtschaft 
entspricht. Diesem Zweck dient ein flächen­
deckendes Poststellennetz. Der Bund sorgt dafUr, 
dass die Gemeinden in die Entscheide betreffend 
das Poststellennetz einbezogen werden.

• Die Kosten für die Grundversorgung mit Post­
diensten, welche weder durch die Einnahmen aus 
den reservierten Diensten noch durch Konzes­
sionsgebühren gedeckt sind, werden vom Bund ge­
tragen.

http://www.postfueralle.ch


LeTemps, 18.06.2004
VOTATION DU 26 SEPTEMBRE • Le projet des syndicats pourrait bloquer toutp reforme des services publics. Pourtant, une Opposition 
consistante ne parvient paS ä s'organiser. Les partis s'en rejettent mutuellement la responsabilite et Economiesuisse detoume les yeux

La Campagne contre l’initiative postale 
des syndicats menace de partir ä vau-l’eau
Stephane Zindel, Berne

L,  initiative populaire des syndicats 
«Services postaux pour tous», sur la-

I quelle on votera en septembre, en- 
nuie serieusement la droite. La mise en place 
d’un dispositif efficace pour contrer ce texte 
qui veut rendre le reseau des bureaux de pos­
te intangible, s’avere laborieux.

Les partis gouvemementaux bourgeois 
ont tous refiise d’assumer la responsabilite 
de la Campagne. Hs se refugient derriere Fin­
tensite de leur engagement sur d’autres 
fronts (assurance matemite et naturalisa- 
tions facilitees). Mais ce peu d’enthousiasme 
s’explique aussi par la nature meme de la vo- 
tation. Combattre une initiative qui joue sur 
Fattachement de la population ä la poste et 
pretend defendre le Service public et les re- 
gions peripheriques n’est pas tres populaire, 
meme ä droite.

On se souvient ainsi que la base UDC 
avait rejete massivement l’ouverture du mar- 
che de l’electricite en votation en 2002. Mais 
le texte embarrasse aussi le PDC, dont on ne 
peut exclure qu’il finisse par virer dans le 
camp des partisans de l’initiative. Prevu le 
28 aoüt, le debat interne aura finalement lieu 
ä huis clos. Car, contrairement ä ce qui etait 
initialement prevu, ce n’est pas l’assemblee 
des delegues mais le comite du PDC -  qui 
comprend une septantaine de personnes -  
qui fixera le mot d’ordre.

Par defaut, le leadership de la Campagne a 
ainsi ete confie au microscopique Parti libe­
ral suisse. Cela etait dejä le cas en 2003 avec 
l’initiative «Droits egaux pour les handica- 
pes». Ce texte avait toutefois une portee poli- 
tique plus limitee et les partis gouvememen­
taux etaient alors objectivement debordes (il 
y avait six autres objets au menu).

Votation «test»
Autres differences de taille: il ne faudra 

compter cettefeiifftni sur l’engagement jaesoki-' 
dans la Campagne du conseiller federal en 
char^e du dö§Ä|ni sur l’afipüifihandeß, da»* 
milieux economiques. Sous haute suxyeillan- 
ce de la gauche, le socialiste Moritz Leüenber- 
ger, ministre de tutelle de La Poste, parait 
condamne ä assurer le service minimum. 
Quant aux milieux economiques, ils n’envisa- 
gent pas ä ce stade de mettre d’argent ä dispo- 
sition. Et ce alors meme que la gauche semble, 
eile, disposer pour une fois d’un tresor de 
guerre appreciable -  on parle d’un million.

Economiesuisse explique sa retenue par le 
fait que l’initiative ne touche pas directement
les interets des milieux economiques. Mais a 
Berne, on suppute d’autres motifs: l’organi- 
saiion ne prendrait pas completement au se- 
rieux les chances de rinitiative, qui devra

passer un double obstacle: la majorite du 
peuple et celle des cantons. «C’est autre 

••’chose que>d’obt*nir un non simple en refe- 
rendum», souligne Urs Rellstab, responsable 

üdes campagnesd.’Economiesuisse.
On suppose aussi que cette reserve est liee 

ä la debäcle subie lors des votations du 
16 mai. En particulier sur le paquet fiscal, 
autre objet «ne touchant pas directement les 
interets des milieux economiques» sur lequel 
Economiesuisse avait mene une Campagne 
massive. «Si l’on avait vote sur l’initiative pos­
tale avant le paquet fiscal, l’economie aurait 
certainement mene une grosse Campagne», 
estime-t-on dans l’entourage d’un conseiller 
federal.

C ’est que «cette votation a une valeur de 
test», admet Peter Hasler, le directeur de 
FUnion patronale suisse. «Faire des refor- 
mes, qui n’est dejä pas facile depuis quelques 
mois, le deviendrait encore un peu moins», 
precise Guido Schommer, secretaire general 
du PRD. Son homologue au PDC, Reto 
Nause, estime, lui, qu’«un ouibloquerait sans 
doute les ref’ormes dans l’ensemble des do- 
maines touchant au service public», alors 
meme que la Suisse «a dix ans de retard».

Tout dependra de la nature de la Cam­
pagne qui sera menee. Formulee de maniere 
peu precise, l’initiative laisse une large place ä 
l’interpretation. En tant que teile, «eile ne 
changerait pas grand-chose. L ’obligation 
pour La Poste d’etre presente sur l’ensemble 
du territoire est dejä concretisee. Et la ques- 
tion de subventions pour La Poste, que l’ini- 
tiative prevoit ä titre preventif, se poserait de

toute fafon si la desserte de base devait ne 
plus etre garantie», estime Hugo Schitten- 
helm, chef de l’information de Moritz 
Leuenberger.

Mais on peut aussi voir les choses ä un ni- 
veau beaucoup plus fondamental. Simon 
Epiney (PDC^/S), qui est favorable ä l’ini- 
tiative, estime que le contenu precis du texte 
importe moins que le signal qui serait donne 
en cas de oui. «Tout le monde» n’aurait «pas 
encore compris le message du 16 mai». D 
s’agirait donc de decourager definitivement 
toute velleite de s’attaquer aux services pu­
blics dans les regions peripheriques (Poste, 
electricite, telecoms, eau, etc.). Simon Epi­
ney compte s’engager activement dans la 
Campagne. Si possible dans le cadre d’un co­
mite bourgeois en faveur de l’initiative pour 
la Constitution duquel des tractations sont en 
cours. ■



Post streicht 
Leistungen -  und 
erhöht Gebühren
Basel. Mühsames Schlangestehen in 
Poststellen, in denen die Hälfte der 
Schalter geschlossen ist, einen Express- 
Brief abschicken für knapp 20 Franken, 
oder gar die Schliessung der Quartier- 
Post miterleben -  das sind Erfahrungen, 
über die sich Postkunden in den letzten 
Jahren immer wieder beklagten. Leis­
tungsabbau und höhere Gebühren, das 
sind die Folgen einer Sparpolitik, die 
die Post in den letzten Jahren durch - 
führte.

2 0 0 5  noch 2 5 0 0  Poststellen
1998 machte die Post den Schritt in 

die Selbstständigkeit. Seither muss sich 
das Unternehmen, das noch immer im 
Besitz des Bundes ist, auf dem freien 
Markt behaupten. Rund 500 Millionen 
Franken müssen jedes Jahr eingesetzt 
werden, um das stark defizitäre Post­
stellennetz zu erhalten. Zu dem Zweck 
wurden im letzten Jahr 460 Millionen 
Franken aus dem Briefverkehr und der 
Paketpost herangezogen. Zudem wird 
das Poststellennetz seit 2001 reduziert. 
Von den damals 3390 Postämtern sind 
heute noch 2665 übrig. Ende 2005 sollen 
es noch 2500 sein. Damit will die Post
100 Millionen Franken pro Jahr sparen.

Die Poststellen werden entweder 
ganz geschlossen oder sie werden durch 
mobile Postämter ersetzt, ein Postmobil 
zum Beispiel, oder aber durch einen 
Hausservice, wo der Postbote auf 
Wunsch zugleich die Postgeschäfte 
erledigt. Mancherorts werden die Öff­
nungszeiten auf ein Minimum reduziert, 
oder die Poststelle wird mit dem Dorf­
laden oder dem Bahnschalter zusam­
mengelegt.

O ber 100  Prozent Aufschlag
Die Post baut nicht nur ihre Leis­

tungen ab. Sie bittet ihre Kunden auch 
verstärkt zur Kasse. Kostete 1994 ein 
Brief per A-Post noch 80 Rappen, legt' 
man heute einen Franken hin, was ei­
nen Aufschlag von 25 Prozent bedeutet. 
Wer weniger bezahlen möchte, hält sich 
an die B-Post. Aber auch dort schlugen 
die Preise im Vergleich zu 1994 beacht­
lich auf: Um gute 40 Prozent, von 60 auf 
85 Rappen bei den Briefen bis zu 100 
Gramm.

Und wenn die Sendung schnell 
gehen oder ganz sicher ankommen 
muss, hat sich der Aufschlag sogar mehr 
als verdoppelt. Ein «Blitz»-Express- 
brief kostet heute 19.50 Franken -  vor 
zehn Jahren kostete er noch 8.80 Fran­
ken. Ein Einschreiben, für das die Post 
1994 vier Franken verlangte, kostet 
aktuell doppelt so viel.

Basler Zeitung, 22.07.2004

«Auf dem richtigen Kurs»
«Wir sind auf dem richtigen Kurs», 

sagte Post-Sprecher Richard Pfister 
gestern zu den Sparmassnahmen bei 
den Poststellen, «die Einsparungen 
werden jedoch zum Teil wieder durch 
die abnehmende Anzahl Postgeschäfte 
kompensiert.» Tatsächlich: In den drei 
Jahren von 2000 bis 2003 nahm die Zahl 
der getätigten Einzahlungen an Post­
schaltern um fünf Prozent ab. Im glei­
chen Zeitraum wurden 27 Prozent we­
niger Briefe und 32 Prozent weniger Pa­
kete aufgegeben. Julia Konstantinidis

Zahl der Poststellen
3500

3250

3000

2750

Abstieg. Die Zahl der Poststellen hat 
stark abgenommen, wird bis ins Jahr
2005 weiter abnehmen. Grafik BaZ



M
Der Bund, 26.07.2004

Wie viel Heimatschutz für die Post?
Am 26. September wird über die Initiative «Postdienste fü r  a lle»  abgestimmt

Weil die Post «ein Stück Hei­
mat» sei, verlangen die Urhe­
ber der Initiative «Postdienste 
für alle» ein flächendeckendes 
Poststellennetz, ein Mitbe­
stimmungsrecht für Gemein­
den und eine Defizitgarantie 
des Bundes. Die Gegner sehen 
diese Forderungen bereits 
erfüllt und warnen vor einem 
finanziellen Abenteuer.
M IC H A E L  M Ü L L E R  '

Unter dem Titel PTT leistete sich 
die Schweiz während Jahrzehnten 
ein Netz mit rund 4000 voll ausge­
statteten Poststellen. Quersubven­
tioniert wurden diese Dienstleis­
tungen vor allem aus den Gewin­
nen des hochrentablen Telefonge­
schäfts. Doch 1998 wurde die PTT 
in die Swisscom und die Post auf­
geteilt, und die einseitige Bezie­
hung war damit zu Ende.

Vor allem das Poststellennetz 
machte der Post fortan grosse Sor­
gen. Drei Viertel der Postbüros wa­
ren ein Verlustgeschäft. Allein mit 
dem Poststellennetz machte die 
Post im Jahr 2000 einen Verlust von 
500 Millionen Franken.

Sukzessive verschärft wurde die 
Situation durch die sich laufend 
verändernden Gewohnheiten und 
Bedürfnisse der Konsumenten. 
E-Mail, Internet und E-Banking 
Hessen die Bedeutung der phy­
sisch vorhandenen Poststellen zu­
gunsten der virtuellen sinken. In 
den drei Jahren zwischen 2000 und 
2003 wurden in den Poststellen 27 
Prozent weniger Briefe und 32 Pro­
zent weniger Pakete aufgegeben. 
Die Einzahlungen gingen um 5 
Prozent zurück. Gleichzeitig wird 
die Konkurrenz zur Post immer 
stärker: Unternehmen aus den 
Nachbarländern sowie private Ku­
rierdienste drängen auf den Markt. 
Dem wachsenden Entmonopoli- 
sierungsdruck konnte sich die 
Schweiz nicht länger entziehen: 
Seit dem 1. Januar 2004 ist die Pa­
ketpost liberalisiert. Am 1. Januar
2006 fällt die Monopolgrenze für 
Briefevon lOOOauf lOOGramm. Die 
EU hat ihre Monopolgrenzen für 
Briefe bereits gesenkt: am 1. Januar

2003 von 350 auf 100 Gramm. Ab
2006 soll sie 50 Gramm betragen.

Gygis Notbremse

Im Jahr 2001 zogPostchefUlrich 
Gygi die Notbremse: Bis im Jahr 
2004, so ordnete er an, sollte die 
Zahl der Poststellen auf2600 redu­
ziert werden. DieVorgaben von So­
zialdemokrat Gygi wurden umge­
setzt: Ende letzten Mai gab es in der 
Schweiz noch 2665 Poststellen. 
Viele Büros -  vor allem in ländli­
chen Regionen-wurden entweder 
durch den Hausservice, durch eine 
von Privaten geführte Agentur 
oder durch eine Filiale mit einge­
schränkten Öffnungszeiten ersetzt.

Obschon sie den härter werden­
den Wettbewerb und die neuen Be­
dürfnisse der Kundschaft aner­
kannten, wollten Gewerkschaften 
und die Stiftungfür Konsumenten­
schutz (SKS) den Umbau des Post­
stellennetzes nicht kampflos hin­
nehmen. Im April 2002 reichten sie 
mit über 106 000 Unterschriften 
die eidgenössische Volksinitiative 
«Postdienste für alle» ein.

Das Begehren verlangt, dass der 
Bund -  und nicht etwa die Post sel­
ber -  eine Grundversorgung mit 
Postdiensten garantiert, welche 
den Bedürfnissen der Bevölkerung 
und der Wirtschaft entspricht. Zu 
diesem Zweck soll ein flächen­
deckendes Poststellennetz unter­
halten werden. Bei der Ausgestal­
tung ihres Netzes soll die Post 
gemäss dem Willen der Initianten 
nicht frei entscheiden können, 
sondern die betroffenen Gemein­
den mitbestimmen lassen.

Brisant ist das dritte Element der 
Initiative: Dabei handelt es sich 
quasi um eine «Defizitgarantie» des 
Bundes für den Fall, dass die Post 

wegen des überdimensionierten 
Poststellennetzes die Grundver­
sorgung nicht Gewinn bringend 
leisten kann. Die Schweiz brauche 
eine Post, die unabhängig von Mo­
deströmungen der Wirtschaftspo­
litik die flächendeckende Grund­
versorgung garantiere, schreiben 
die Initianten. «Das geht nur, wenn 
der Staat sich mittels einer Finanz­
garantie klar und deutlich zur 
Grundversorgung bekennt.»

Vieles ist erfüllt

Der Bund reagierte auf die Post- 
stellen-Initiative mit der Revision 
des Postgesetzes und einer neuen 
Postverordnung, die Anfang dieses 
Jahres in Kraft getreten sind. Beide 
Erlasse übernehmen zusammen 
die meisten Forderungen der Initia­
tive. Zentrales Element ist die expli­
zite Garantie eines flächendecken­
den Poststellennetzes. Die Post wird 
verpflichtet, landesweit ein Netz zu 
betreiben, so dass ihre Dienstleis­
tungen in allen Regionen für alle Be- 
völkerungsgruppen in angemesse­
ner Distanz erhältlich sind.

Als «Region» werden die 150 
Raumplanungsregionen verstan­
den. Als «angemessene Distanz» gilt 
die Erreichbarkeit zu Fuss oder mit 
dem öffentlichen Verkehr in höchs­
tens 20 Minuten. Nach Angaben der 
Post erfüllt das aktuelle Poststellen­
netz -  inklusive Agenturen und Fi­
lialen- diese Kriterien bereits für 90 
Prozent der Bevölkerung.

Ebenfalls in die neueVerordnung 
aufgenommen wurde ein gewisses 
Anhörungsrecht der betroffenen 
Gemeinden. Dieses geht aber weni­
ger weit, als die Initianten fordern, 
und es wird klar festgehalten, dass 
es am Ende die Post ist, die den Ent­
scheid fällt.

Nicht in derVerordnung enthal­
ten und damit wichtigste Differenz 
zur Initiative ist die Forderung 
nach einer «Defizitgarantie». An­
gesichts der schlechten Finanzlage 
sei eine solche Zusicherung nicht 
zu verantworten, schreibt der Bun­
desrat.. Neue Subventionen müss­
ten in anderen Bereichen wie Bil 
dung, Soziales oder öffentlicher 
Verkehr kompensiert werden.

Trotz der grossen Übereinstim­
mung zwischen Initiative und Ver­
ordnung bzw. Gesetz haben Ge­
werkschaften und Konsumenten­
schützer die Poststellen-Initiative 
nicht zurückgezogen. Sie sehen 
weiterhin die Existenz des Poststel­
lennetzes gefährdet und sehen 
sich vor allem als Interessenvertre­
ter der Rand- und Berggebiete so­
wie der älteren und behinderten 
Menschen, ln diesem Sinn sei ein 
dichtes Poststellennetz ein wichti­
ger Beitrag an die Regionalpolitik 
und den nationalen Zusammen­
halt.



Post «wie die Milch»

Die Initiative hat für deren Ur­
heber letztlich viel mit Vaterlands­
liebe und nationaler Identifikation 
zu tun: «Die Post ist ein wichtiger 
Teil unserer Heimat», heisst es im 
Propagandamaterial. Andreas Kel­
ler, Berner Regionalsekretär der 
Gewerkschaft Kommunikation, 
verstieg sich sogar zur Behaup­
tung: «Die Post gehört zur Schweiz 
wie die Milch.»

DA5 WILL DIE INITIATi M H Ü U ] ALLE»

Seit 1998 ist die Post ein selbstän­
diges Unternehmen, das sich den 
Bedürfnissen der Kundschaft anpas­
sen und dem Konkurrenzkampf im 
liberalisierten europäischen Markt 
stellen muss. In den letzten drei 
Jahren ist das defizitäre Poststellen­
netz darum auf rund 2600 Büros re­
duziert worden.
Die eidgenössische Volksinitiative 
«Postdienste für alle», über die

am 26. September abgestimmt 
wird, verlangt, dass der Abbau des 
Poststellennetzes gestoppt werden 
muss. Siefordert, der Bund müsse 
mit Hilfe eines «flächendeckenden 
Poststellennetzes» eine Grund­
versorgung mit Postdiensten ga­
rantieren, die den Bedürfnissen von 
Bevölkerung und Wirtschaft ent­
spricht.
Bei der Ausgestaltung des Post­

stellennetzes sollen die betroffe­
nen Gemeinden einbezogen wer­
den. Soll ein Postbüro umgestaltet 
oder gar geschlossen werden, muss 
die Gemeinde mitbestimmen 
können.
Kann die Post die Grundversorgung 
mit Hilfe dieses Netzes nicht kosten­
deckend unterhalten und reichen 
dazu auch die Einnahmen aus den 
reservierten Diensten und den

Konzessionen nicht, dann soll der 
Bund das Defizit bei der 
Gundversorgung übernehmen. 
Hinter der Initiative stehen als trei­
bende Kräfte die Gewerkschaft 
Kommunikation und der Gewerk­
schaftsbund sowie die Stiftung für 
Konsumentenschutz zusammen mit 
ihren Schwesterorganisationen aus 
der französischen und italienischen 
Schweiz, (mmü)
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L’Agefi, 27.07.2004

La Poste joue son avenir face 
aux tentatives de 1’immobiliser
L’initiative *Services postaux pour tous»des syndicats retarde l'amäioration prevue de Vacces pour les consommateurs.

PIERRE BESSARD

Quel avenir pour la Poste suisse? 
La controverse des centres de tri 
postal ä peine desamorcee par 
de nouvelles concessions aux 
syndicats que ces derniers 
rev ienn en t ä la Charge su r le  
reseau d’offices postaux. Le 26 
septembre, les citoyens se pro- 
nonceront en effet sur l’initia- 
tive «Services postaux pour 
tous», soutenue par la gauche, la 
droite des regions peripheriques 
et le PRD genevois.

La Poste se diversifie 
pour occuper le personnel

Face au progres technologique, ä 
l’evolution des comportements de 
la clien tele  et aux pressions 
concurrentielles, la Poste se voit 
confrontee ä de plus en plus de 
defls. D’ici ä 2010, les activites de 
base de la Poste devraient dimi- 
nuer de 15% ä 20%, selon les esti- 
mations de l’entreprise: l’an der- 
nier, le volume de courrier 
tränsporte a diminue pour la pre- 
miere Ibis.
En parallele, la baisse dejä enre- 
gistree, sur les quatre dernieres 
annees, de l’usage des guichets 
postaux est particulierement frap­
pante: entre 2000 et 2003, eile se 
monte ä 27% pour l’envoi de let- 
tres, de 32% pour les colis et 
m em e de 5% pour le trafic des 
paiements. Pour repondre ä cette 
tendance qui va encore s’accelerer 
ä 1'avenir, la Poste diminue le 
nombre de ses offlces de 3400 ä 
2500, plancher qu’elle promet de 
m aintenir pour rester l’un des 
reseaux les plus denses d’Europe. 
Depuis le debut de l’annee, une 
instance de recours pennet toute- 
fois aux politiciens locaux de 
contester une decision et d’e- 
m ettre une recommandation ä 
l ’entreprise. Or pour pouvoir 
maintenir le personnel, la Poste 
diversifie egalement son offre de 
produits de tiers en vente aux gui­
chets -  un domaine qui repre- 
sente dejä un Chiffre d’affaires de

320 millions de francs, dont 20 
millions de revenus nets.
La Poste ne s’arrete pas lä. L’entre 
prise of&e de plus en plus de servi- 
ces de logistique, un developpe- 
ment facilite par l’acquisition des 
transporteurs Setz et BTL. 
Aujourd’hui Express Post, Swiss 
Post Net et Parcel Logistics concur- 
rencent les services de courrier 
express et de livraison de «n’im- 
porte quoi, n’importe oü». La Poste 
distribue egalement les produits 
commandes en ligne chez Le 
Shop, un service de livraison ä 
domicile de Migros.
La concurrence, pourtant, ne 
manque pas. Depuis le 1" janvier,

le secteur des colis a ete complete- 
ment liberalise. Entre-temps, les 
firmes etrangeres, ä l’instar de 
Deutsche Post, se sont dejä posi- 
tionnees avec succes sur les mar- 
ches intemationaux, y compris en 
Suisse, alors que la Poste suisse 
reste avant tout un nain actif dans 
son propre jardin  national. En 
2006, le monopole sur les lettres 
passera en outre de 1000 ä 100 
grammes.

L’envoi d'une lettre  
coüte 70% de plus

Malgre l’adaptation encourue jus- 
qu’id, qui indut la suppression de 
600 postes de travail, les consom­

mateurs paient de plus en plus 
eher la densite du reseau postal 
suisse. Les tarifs augmentent cons- 
tam m ent: depuis 1992, le prix 
d’une lettre en courrier B a aug- 
mente de 70%, contre un renche- 
rissement moyen de seulement 
25%. Et l’envoi d’un colis coüte le 
double d’il y a douze ans. La 
Suisse, lä aussi, detient le record 
des prix eleves, mais selon la der- 
niere enquete independante de 
Demoscope, l’ecrasante majorite 
des usagers se disent tres satisfaits 
du service. Cette satisfaction se 
paie au prix fort.

La Poste aura perdu un temps pre- 
cieux pour la rationalisation de 
ses structures, notam m ent par 
des collaborations avec d’autres 
reseaux de detaillants, tels que 
Kiosk, une filiale de Valora. D’au­
tres options, ä l’instar d ’automa- 
tes accessibles 24 heures sur 24, 
sont egalement envisageables. En 
raison de l’initiative syndicale, des 
projets dans ce sens ont ete inter- 
rompus. Et le retard ne se rattrape 
pas: pendant qu’U lrich  Gygi, 
directeur socialiste de la Poste 
suisse, se demene avec son parti, 
le conseiller federal Moritz Leuen- 
berger (socialiste, lui aussi) et les 
syndicats, les consom m ateurs 
allemands font leurs opera tions 
postales ä la boulangerie.

-> [p.bessard0agefi.com]
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Postfinance: un atout controverse
Parmi ses autres tentatives de 
diversification, la Poste suisse 
mise sur le developpement de 
Postfinance. A moyen term e, 
l ’entreprise souhaite meme 
obtenir une licence bancaire, 
une perspective qui deplait forte- 
m ent aux banques, qui crai- 
gnent une concurrence 
deloyale. La Poste promet, le cas 
echeant, de faire de Postfinance 
une filia le  com pletem ent 
separee, avec un Statut juridique 
propre. Quoi qu’il en soit, son 
directeur, Jürg  Bücher, ambi-

tionne d’en faire Tun des cinq 
acteurs les plus importants du 
retail banlting. Avec 2,7 millions 
de comptes et 33 m illiards de 
francs en depöt, sans compter 
un volume de fonds de place- 
ment de 1,3 milliard et des prets 
de 900 m illions, notam m ent 
gräce ä un partenariat avec UBS, 
Postfinance s ’a ffirm e dejä 
parmi les prestataires flnanciers 
de poids. Ses services de paie- 
ment et de gestion de compte en 
ligne, Yellownet, a ttire n t un 
demi million de clients.

En 2003, cette filiale de la Poste 
a realise un benefice d’exploita- 
tion de 243 m illions de francs 
sur des cap itaux propres vir- 
tuels d’un milliard. Le secteur 
lucratif des services financiers 
represente dans tous les cas une 
Strategie d ’avenir pour Ulrich 
Gygi, patron de la Poste. Cette 
annee, Postfinance augmente 
ses effectifs de 100 personnes. 
Une Strategie pour combler les 
cap itaux propres negatifs de 
411 m illio n s de francs de la 
Poste? -  (PB)

3 questions ä Francois Tissot-Daguette
Porte-parole de la Poste suisse

Comment la Poste voit-elle L'i- 
nitiative «Services postaux pour 
tous»?
L'initiative est superflue. Elle definit 
au niveau constitutionnel le reseau 
que doit fournir la Poste, bien que le 
Service aux regions peripheriques 
soit dejä garanti aujourd'hui au ni­
veau legal et des ordonnances. La 
Constitution n'est pas le bon en- 
droit: ce cadre restrictif genera l'a- 
daptation indispensable des struc- 
tures futures. De plus, l'initiative 
prevoit des subventions föderales 
pour financerau besoin les coüts 
non couverts du service universel. 
Cela n'est pas necessaire dans la 
mesure oü la Poste estime etre en 
mesure de les financer dans la 
Situation actuelle.

Pourquoi le reseau ne re- 
pond-il plus aux attentes? 
D'abord, Revolution technologique 
fait que le message electronique se 
substitue au message physique. 
L'an dernier, pour la premiere fois 
de l'histoire de la Poste, le volume 
de courrier adresse a diminue. Les 
habitudes des clients evoluent en 
parallele: la baisse importante de 
l'utilisation des guichets, aussi bien 
pour les lettres que les colis ou les 
paiements, le montre sans equi- 
voque. II s'agit egalement de s'a- 
dapterä laugmentation de la mobi- 
lite et aux besoins des pendulaires 
ou des couples oü les deux parte- 
naires travaillent.

L’avenir passe-t-il par une 
nouvelle diminution du nombre 
de guichets?
La reorganisation qui s'acheve de- 
bouchera sur un reseau de 2500 
guichets postaux, qui reste l'un des

plus denses du monde. La Poste 
mene cependant des reflexions, 
pour le long terme, sur l'acces aux 
services postaux. Rien n'est decide. 
Nous reflechissons, en dialogue 
avec les milieux concernes, ä des 
pistes eventuelles, comme davan- 
tage d'agences (par exemple dans 
des magasins). A contrario, des 
chefs d Offices de poste pourraient 
souhaiter se muer en entrepre-

neurs et adjoindre d’autres activites 
ä celles de la Poste. L'introduction 
d automates pour le depöt de let­
tres e t  de colis dans les villes, ac- 
cessibles 2U heures sur 24, pourrait 
egalement constituer une solution 
Quoi qu'il en soit, rien ne sera deci­
de avant 2006 et la direction de la 
Poste a fait la garantie de maintenir
2500 points d'acces au service pos- 
tal, soit le nombre actuel. - 1PB1

La Suede, l’exemple ä suivre
L’Union europeenne offre un 
visage contraste de la liberalisa- 
tion du marche postal. Malgre les 
directives de Bruxelles, certains 
pays liberalisent de manieres tres 
differenciees. Ainsi, selon l’indice 
de l ’institu t europeen de 
recherche Fraunhofer, quatre 
pays sont encore plus en retard 
que la Suisse: la Belgique, la 
Grece, l’ltalie et le Portugal. D’au­
tres, en revanche, sont en avance 
sur le calendrier europeen: la Fin- 
lande, la Grande-Bretagne et la 
Suede. Ce dernier pays constitue 
l ’exemple ä suivre: non seule- 
ment il a liberalise le marche pos­
tal avec succes, mais il finance le 
service universel sans subven­
tions etatiques ni redevances de 
concession.
Sweden Post est certes contrainte 
par la loi de desservir les regions

les plus reculees du pays ä un 
tarif uniforme. Mais en facilitant 
l’acces aux services postaux par 
des messagers mobiles, eile s’as- 
sure le soutien des clients prives, 
tout en maintenant son attracti- 
vite pour les entreprises gräce ä 
une palette globale de services. 
L’experience suedoise suggere 
que l’ouverture du marche suisse 
peut etre realisee dans les memes 
conditions, d’autant plus que la 
topographie suisse est plus avan- 
tageuse que celle de la Suede. Des 
travaux de l ’Universite de 
Saint-Gall indiquent que la Poste 
peut atteindre de chaque localite 
en Suisse davantage de consom- 
mateurs qu’en Suede avec des 
structures sem blables. Cette 
S itu a t io n  semble c o n t r e d ir e  les 
reserves emises pour liberaliser le 
marche postal en Suisse. -  (PB)
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Die Postfiliale als Reduit für Linke
Volksinitiative Nationalrat sagt Nein zu «Postdienste für alle» -  Forderungen fast erfüllt

Weil die Forderungen weitge­
hend schon erfüllt seien, emp­
fiehlt der Nationalrat die Initia­
tive «Postdienste für alle» zur 
Ablehnung. Nur SP und Grüne 
fanden unterstützende Worte.

MARTIN  FURRER

D ie Volksinitiative «Postdienste 
für alle» der Gewerkschaft 
Kommunikation soll vom Volk 

abgelehnt werden. So will es der Bun­
desrat, und so empfiehlt es jetzt auch 
der Nationalrat mit 97 zu 85 Stimmen. 
Als Erstrat hat er intensiv über das von 
Konsumentenschutzkreisen unter­
stützte Begehren geführt. Dieses ver­
langt vom Staat eine garanüerte 
Grundversorgung mit Postdiensten, 
den Einbezug der Gemeinden bei der 
Ausgestaltung des Filialnetzes und die 
Subventionierung ungedeckter Kosten 
für die Grundversorgung.

Zuvor lieferte sich der Rat heftige 
Wortgefechte: Auf der einen Seite So­
zialdemokraten und Grüne, welche die 
Postfilialen wie ein Reduit gegen die 
«Marktideologie» (Jacqueline Fehr, 
SP/ZH) verteidigten. Auf der anderen 
Seite die Bürgerlichen, welche dem 
Wettbewerb das Wort redeten. Diesem 
müsse sich die Posl aufgrund der Libe­
ralisierung in der EU stellen, um über­
leben zu können. Dieser Wettbewerb 
wird hierzulande aber nicht zügellos.

Zwanzig Minuten zur nächsten Filiale
Denn kürzlich hat der Bundesrat das 

revidierte Postgesetz inklusive Verord­
nung verabschiedet und per 1. Januar
2004 in Kraft gesetzt. Demnach muss 
die Post auch künftig die postalische 
Grundversorgung in guter Qualität und 
zu erschwinglichen Preisen anbieten. 
Dazu wird sie -  analog zur Postdienst- 
Initiative -  verpflichtet, ein «flächende­
ckendes Poststellennetz» anzubieten. 
Dieses ist so zu gestalten, dass alle Kun­
den eine Filiale in «angemessener

Distanz» erreichen können. Als zumut­
bar gilt in den Augen des Bundesrates 
eine Strecke von 2,5 Kilometern, die

mit öffentlichen Verkehrsmitteln in ma­
ximal zwanzig Minuten zurückzulegen 
ist. Soll eine Filiale geschlossen wer

den, ist die betroffene Gemeinde zuvor 
anzuhören. Kommt keine Einigung zu­
stande, darf eine vom Verkehrs- und 
Kommunikationsdepartement (Uvek) 
eingesetzte Kommission intervenieren. 
Einziger Unterschied zum Volksbegeh­
ren : Finanzielle Abgeltungen durch den 
Bund sind nicht vorgesehen.

Postchef Gygi ist gegen die Initiative
Uvek-Vorsteher Moritz Leuenberger 

betonte denn auch, die Initiative sei 
«im Wesentlichen erfüllt». Duri Bezzo- 
la (FDP/GR) zitierte SP-Postdirektor 
Ulrich Gygi Dieser habe der vorbera­
tenden Kommission erklärt: «Die Post 
ist wirtschaftlich stark in die EU inte­
griert und kann nicht völlig andere Re­
geln pflegen als dieser Wirtschafts­
raum. Wettbewerb schafft den Druck, 
besser zu sein, und macht innovativ. 
Das tut auch der Post gut. Daher muss 
ich gegen bestimmte Tendenzen in der 
Volksinitiative antreten.»

Ähnlich argumentierten die Bürgerli­
chen. Simon Schenk (SVP/BE) erklär­
te: «Man kann die Post nicht in den 
freien Markt entlassen und ihr gleiafi- 
zeitig Auflagen mitgeben.» Punkto Fi- 
lialdichte sei die Schweiz «zusammen 
mit Irland noch immer europäische 
Spitze». Rudolf Steiner (FDP/SO) 
meinte, dieses Netz sei «auf die Dauer 
leider nicht mehr finanzierbar». Peter 
Weigelt (FDP/SG) argumentierte: «Ich 
gehe mit den Initianten einig: Die 
Schweiz muss auch in Zukunft ein A- 
Post-Land bleiben. Doch wie diese 
Zielsetzung erreicht werden soll, darf 
nicht Sache der Politik sein und erst 
recht nicht der Verfassung. Verantwort­
lich sind allein die Organe der Post.»

Initiative wird nicht zurückgezogen
Die Linke wehrte sich heftig. Andrea 

Hämmerle (SP/GR) gab mit Blick auf 
die SVP zu bedenken, Subventionen 
würden als nicht mehr zeitgemäss kriti­
siert, doch die Landwirtschaft profitie­
re ebenfalls davon. Hans Widmer 
(SP/LU) erinnerte daran, dass die Post 
von den Freisinnigen nicht zuletzt zur
« Stärkung des Zusammengehörigkeits­
gefühls» gegründet worden sei. Doch 
hätten die Bürgerlichen «offenbar das 
Gedächtnis für die zusammenhaltstif­
tenden Institutionen verloren». Pia 
Höllenstein (Grüne/SG) warb für die 
Initiative, weil mit der beschlossenen 
Liberalisierung der Monopoldienste 
der Post die finanzielle Basis entzogen 
werde. Urs Hofmann (SP/AG) warnte 
vor einer «virtuellen Post mit einigen 
Centers und ein paar Kiosken in der 
Fläche». Und Vreni Hubmann 
(SP/ZH) meinte: «Mit der Schliessung 
einer Poststelle nehmen Sie vielen Be­
troffenen auch ein Stück Heimat»

In der Gesamtabstimmung votierten 
SP und Grüne geschlossen für die In­
itiative. SVP, FDP und CVP stimmten 
mit Ausnahme einiger Randregionen- 
Vertreter merheitlich dagegen. Chris­
tian Levrat (SP/FR) als Initiant erklär­
te nach der Debatte, angesichts neuer 
Abbaupläne der Post werde die Initiati­
ve nicht zurückgezogen. Angesichts der 
knappen Entscheidung " seien ihre 
Chancen in der Abstimmung «nicht 
schlecht».
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KOM M EN TAR

Lieber eine 
Postbank

Von A nnetta Bundi

Wf "V ie Post ist in einer äusserst 
m  8  schwierigen Situation. 

m  m  Sie muss heute die unter- 
schiedlichsten Erwar­

tungen erfüllen. Die Kundschaft will 
Briefe und Pakete zu günstigen 
Preisen verschicken können. Und sie 
pocht auf ein qualitativ hoch ste­
hendes Angebot, in jedem Dorf, in je­
dem Quartier. Gleichzeitig verlangt 
die Politik vom 1998 verselbststän­
digten Unternehmen, eigenwirt­
schaftlich zu arbeiten -  ein unmögli­
cher Spagat.

Um die finanziellen Vorgaben zu 
erfüllen, sieht sich die Post gezwun­
gen, Hunderte von Postbüros zu 
schliessen. Das will die vom Natio­
nalrat abgelehnte Initiative «Post­
dienste für alle» verhindern. Dabei 
setzt die Linke auf ein in sich stimmi­
ges Konzept. Mit der Forderung 
nach einem flächendeckenden Post­
stellennetz macht sie dem Unter­
nehmen zwar neue Auflagen, sagt 
aber auch klipp und klar, wie die 
teure Infrastruktur finanziert werden 
soll: Für die ungedeckten Kosten 
der Grundversorgung muss nach An­
sicht der Initianten künftig der 
Bund aufkommen.

Doch diese Lösung ist zu teuer. 
Denn das Poststellendefizit wird in 
den nächsten Jahren trotz des ange­
peilten Abbaus auf über 600 Millio­
nen Franken anwachsen. Gegen die 
Initiative sprechen aber nicht nur

finanzielle, sondern auch politische 
und wirtschaftliche Gründe. 
Schliesslich ist die alte PTT Ende der 
Neunzigerjahre nicht zum Selbst­
zweck in Post und Swisscom aufge­
teilt worden. Ziel der Verselbst­
ständigung war vielmehr, die beiden 
Betriebe verstärkt dem Wettbe­
werb auszusetzen.

Für diesen Weg hat sich auch die 
EU entschieden. Wenn sich die 
Schweiz den Beitritt zumindest als 
Option offen halten möchte, darf sie 
ihren Postmarkt nicht abschotten. Al­
lerdings muss die Politik für einen 
fairen Wettbewerb sorgen und regu­
lierend eingreifen, wenn die private 
Post-Konkurrenz ihren Angestellten 
Dumpinglöhne bezahlt und so den 
Wettbewerb verfälscht. Darüber hi­
naus gilt es, der Post rasch neue, Ge­
winn bringende Geschäfte zu ermög­
lichen -  zum Beispiel durch die 
Gründung einer Postbank: Mit den 
Erträgen aus dieser Tätigkeit könn­
ten die ungedeckten Kosten der 
Grundversorgung bezahlt werden.

RoryJUcr 1*1. 0̂

Unnötiger 
Heimatschutz
MARTIN FURRER

D ie Volksinitiative «Post­
dienste für alle» sollen 
wir an der Urne also 

ablehnen. Das zumindest emp­
fehlen uns Bundesrat und 
Nationalrat -  der Ständerat 
wird sich nächstes Jahr dazu 
äussern. Nur knapp konnten 
im Nationalrat die Gegner des 
Begehrens eine Mehrheit hinter 
sich scharen. Das hat mit den

neuen Verhältnissen im Parla­
ment zu tun: Bürgerliche Libe- 
ralisierer und linke Bew ahrer 
halten sich praktisch die 
Waage. Die Wahrheit aber ist 
nicht schwarz oder weiss. Sie 
liegt oft in der Mitte. Das Nein 
zur Initiative, d ie allzu lapidar  
nach Subventionen zum A us­
gleich für Marktrisiken ruft, 
darf man als ]a zum gesetzge­
berischen Mittelweg des B un­
desrates interpretieren. D ieser 
setzt der Post in einem neuen  
Gesetz, das in zwei W ochen in 
Kraft gesetzt wird, zwar gewisse 
Rahmenbedingungen. D iese  
sind aber so formuliert, dass  
das Unternehmen ein M ini­
mum an Flexibilität bewahren  
kann. Es braucht sie, um im  
schärfer werdenden Konkur  
renzkampf langfristig überle­
ben zu können.

Die reine Lehre der Liberali- 
sierer ist ebenso abzulehnen  
wie der falsch verstandene 
Heimatschutz der Sozialdem o­
kraten und Grünen. D iese stili­
sieren jede noch so unrentable 
Poststelle im hintersten W inkel 
des Landes zum Reduit gegen 
angeblich überbordende Dere- 
gulierer empor. Wenn der n atio­
nale Zusammenhalt von der  
Dichte des Postfilialnetzes 
abhängt, steht es schlecht um  
diesen Zusammenhalt.

Die Post braucht Spielregeln, 
aber keine solche Initiative.
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NOUVEAU PARLEMENT •  Les premiers votes significatifsdu nouveau Conseil national montrent que, 
sur certains sujets tels que le service postal ou le pacs, les partis ne votent pas de maniere unanime

Service public et valeurs sociales creent 
des scissions dans les partis de la majorite
Bem ard W uthrich, Berne

Les premiers votes significa- 
tifs du nouveau Conseil na­
tional montrent que, sur 
certains dossiers tels que le service 

public ou des themes de societe, 
les partis ne votent pas de maniere 
compacte et homogene. L ’initia­
tive populaire «Services postaux 
pour tous», rejetee jeudi ä une tres 
courte majorite de 98 voix contre 
85, temoigne de l’appreciation 
differente que l’on fait du service 
public si l’on provient d’une re- 
gion peripherique. Lancee par le 
Syndicat de la communication et 
tres activement defendue par son 
President, le conseiller national 
Christian Levrat (PS/FR), eene 
initiative revendique «un reseau 
d’offices de poste qui couvre l’en- 
semble du pays», demande que les 
communes soient consultees 
avant toute decision de fermeture 
ou de transformation et invite la 
Confederation ä indemniser La 
Poste pour ses prestations de ser­
vice universel. Le Conseil federal 
la rejette et, en guise de contre- 
projet indirect, a decide d’inscrire 
dans la legislation sur La Poste 
I’obligation d’offrir ä la popula- 
tion un otfice de poste «ä une dis- 
tance raisonnable». Cette nou veile 
disposition entre en vigueur le 
ler janvier. Le gouvemement re- 
fuse en revanche de subvention- 
ner La Poste tant que d’autres so- 
lutions existent. C’est la seule 
difference substantielle entre les 
deux propositions.

Pour des questions de principe, 
la gauche a unanimement apporte 
son soutien ä l’initiative jeudi. Elle 
a pu compter sur l’appui d’une 
quinzaine de deputes democrates- 
chretiens, radicaux et UDC. La 
plupart de ces revoltes du service 
public viennent des regions peri­

pheriques, principalement des 
cantons des Grisons et du Valais. 
Soutiennent aussi l’initiative 
l’UDC neuchätelois Yvan Perrin, 
les democrates-chretiens Pierre 
Kollier (JU) et Therese Meyer 
(FR), les radicaux Rene Vaudroz 
(VD) et John Dupraz (GE). 
«Lorsque nous avons vote la nou- 
velle loi sur La Poste, nous n’avons 
pas dit oui ä la fermeture de 1000

bureaux. j ’estime avoir ete trom- 
pe», s’est etrangle ce demier.

La sensibilite des representants 
des regions peripheriques s’est ve- 
rifiee lorsque le Conseil national a 
traite, dans la foulee de rinitiative 
populaire, d’autres propositions 
touchant au meme sujet. Une ini­
tiative cantonale tessinoise de- 
mandant le retrait du projet de re- 
structuration des centres de tn de 
La Poste n’a ete rejetee que par 84 
voix contre 82. Une initiative par- 
lementaire du groupe democrate- 
chretien a, eile, ete acceptee par 89 
voix contre 78. Elle veut obliger 
La Poste ä tenir compte des re­
gions dans son Organisation. 
Quant ä Andrea Hämmerle 
(PS/GR), il n’a echoue que d’un 
fil dans sa tentative d’obliger La 
Poste ä proposer des emplois et 
des places d’apprentissage dans
tout le pays. Son initiative parle- 
mentaire a ete rejetee par 90 voix 
contre 86. Ces differents votes 
montrent que, dans le nouveau 
parlement egalement, les ques­
tions liees au service public ne se 
resumerontpas ä unaffrontement 
gauche-droite.

Les themes de societe semblent 
proceder du meme reflexe. Adop- 
te au tout debut de la session par le 
Conseil national, le partenariat 
enregistre entre personnes de 
meme sexe a lui aussi provoque 
des cesures ä l’interieur des partis. 
Le PDC est carrement divise en 
deux camps de force egale, 
puisque 15 de ses membres ont 
soutenu le projet alors que 11 
autres l’ont rejete. Le camp rose- 
vert et, ä deux voix pres, le PRD 
ont apporte un appui unanime au 
PACS federal. L ’UD C s’y est en

La plupart des revoltes du service public 
viennent des regions peripheriques

revanche opposee, ä l’exception 
de huit de ses representants, par- 
mi lesquels les habituels «dissi- 
dents» bemois et grisons, ainsi que 
le Neuchätelois Yvan Perrin et les 
Vaudois Guy Parmelin et Pierre- 
Franfois Veillon.

La revision de la loi sur l’assu- 
rance maladie, qui est passee ä la 
trappe mercredi, a eile aussi vu 
emerger des points de vue diver- 
gents dans les partis de la majorite. 
Si la gauche a ete unanime ä la re- 
jeter, si le PDC a ete unanime ä 
s’abstenir, le PRD  et l’UDC ont 
tente de sauver la reforme propo- 
see. Neanmoins, une dizaine 
d’elus de ces deux partis l’ont 
boudee. Mais la raison est ici d’un 
type particulier, puisque ceux qui 
ont dit non semblent avoir ete sen­
sibles aux arguments avances par 
les medecins. On trouve parmi 
eux trois radicaux vaudois: Yves 
Guisan, Charles Favre et Rene 
Vaudroz. Ce vote est cependant 
trop particulier pour qu’il puisse 
etre interprete comme le revela- 
teur de divergences internes aux 
partis. ■
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Editorial
Remettre La Poste 

ä sa place
Les partisans de la liberalisation des services publics 

ont quelques soucis ä se faire. Depuis le 22 septembre 
2002, jour du rejet de la loi sur le marche de l’electri- 

cite, ils savent que la population ne les croit plus sur parole. 
Mais hier, c’est le Conseil national qui a marque une dis- 
tance, en votant deux initiatives qui rappellent ä La Poste 
qu’il existe des regions qui ont besoin d’emplois. La poli- 
tique ne croit plus aveuglement dans la loi de la concur­
rence, qui oblige ä diminuer les cofits. Diminuer les coüts 
toujours plus —  on s’en rend compte aujourd’hui —  c’est 
vider des vallees. En s’abandonnant ä cette logique, c’est la 
multiplicite du pays qu’on abandonne.

Le Conseil national aurait pu faire un pas de plus, au pro- 
fit, cette fois, des consommateurs en general, dans les viUes 
et les regions. II n’a pas pu s’y resoudre. Ce qui Fa arrete, 
c’est I’idee que le deficit du service universel soit ä la 
charge de la Confederation. 11 y a vu un areiller de paresse, 
Pouverture d’un gouffre ä millions. Insupportable perspec­
tive six ans seulement apres la mise en place d’une nouvelle 
poste censee se debrouiller toute seule et ne pas causer de 
soucis ä une caisse föderale qui a tant ä souffrir des trous 
qui s’ouvrent partout.

Le peuple devra tranclier. Refuser d’inscrire dans la 
Constitution la prise en charge des deficits du service uni­
versel par la Confederation, ce n’est pas la seule maniere 
d’obiiger La Poste ä travailler rationnellement. Les CFF, 
que l’on sache, savent couper les branches gourmandes. 
Refuser ce principe, en revanche, c ’est fouetter La Poste en 
lui hurlant que son seul salut est dans les reductions de 
couts, quitte ä ce que le service public s’etiole. Dejä, eile a 
pris quelques options serieuses dans ce sens, avec des reac- 
tions populaires qu’on ne peut que saluer, pour la plupart.

Seule l’acceptation de l’initiative remettra le service pu­
blic au milieu du village. C’est ce qui lui donne tant de 
chances.

Denis Barrelet

U  jßürto ! tlb  J h f*  (

I EN DIRECT DU PALAIS I

Du palefrenier aux e-mails
Raymond Gremaud

Comme le Conseil federal, le 
Conseü national rejette l ’ini- 
riative «Services postaux 
pour tous». Tous les elus du 
peuple afßrment cependant 
tenir ä un reseau postal 
aussi performant que celui 
qui a prevalu au siecle der- 
mer. Probleme, lorsque ' 
gauche et Verts pensent re­
seau postal, ils pensent au 
«bon vieux temps des PTT», 
comme Andrea Hämmerle 
(PS/GRhou «grand-mere» 
comme Christian Levrat 
(PS/FR). Et ils soutiennent 
l’initiative censee conserver 
un maximum d’acquis. 
Lorsque le camp qui l’a em­
pörte pense Poste, il toume 
moins son regard vers le 
passe que vers l’avenir. II 
constate le recul du trafic 
des colis et des lettres, et ä 
admet avec La Poste que 
cette tendance va se pour- 
suivre. 11 reagit defagon que 
La Poste ne meure pas lente- 
ment sous ces regressions, 
mais releve de nouveaux de- 
fis pour assurer de maniere 
competitive des services 
adaptes aux besoins du 21 e 
siecle. II faut en prendre 
conscience, c’est d’une muta- 
tion digneju passage de la 
diligence au cheval vapeur 
qu’il s’agit. La Poste a perdu

19 millions d’envois d e  colis 
en trois ans. Elle prevoit 
une chute de 21 m illions de 
colis en 2002 ä 15 millions 
en 2008. Pour les lettres, 
les envois devraient pcLSser 
d’un milliard six cent m il­
lions en 2002 ä un m illiard  
seulement en 2008. C’est  
que les e-mails prennent la 
releve des lettres et qu’il 
s’envoie des SMS par m il-  
liards. Soges, les PTT d e  ja- 
dis n’ont pas conserve leurs 
palefreniers au nom d e  
l’emploi. Ils ont engage des 
mecaniciens pour les c h e -  
vaux vapeurs et developpe 
un reseau qui fa lt la f ie r t e  
du pays. A notre gener~ation 
d’assumer un meme effort! 
Donner une chance ä L a  
Poste, ce n’est pas petrifier  
son reseau et lui assurer de 
leniflantes indemnites 
comme le propose l’inicia- 
tive. Des decennies dur~ant, 
les socialistes n’ont ju r e  que 
par le modele suedois. Ils 
seraient avises de s'en znspi- 
rer aujourd’hui. En e ffe t, 
pays le plus ouvert de L’UE, 
la Suede garantit un serv ice  
public sans percevoir rz i  re- 
devances ni aides publiques. 
Ce dynamisme lui profxte si 
bien que les emplois p o s ­
taux sont en augmentation. 
Un vrai modele!
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C0MMENTA1RE
Georges Mailtard

i

LA POSTE

j Le service postal 
napasfini devoluer
Initiative «Services 

postaux pour tous» a ete 
rejetee hier au Conseil 
national. Elle a toutefois 
enregistre un störe honorable 
“ avcc 97 opposanis contre 85 
Partisans. Un resultat qui 
tradu« le malaise perceptible 
actueüeroent iiice ä levolution 
de i.a Poste. " •

Qu'il faille adapter le 
service postal aux 
conditions d'aujaurd’hui 
n'est guera contestable.
Mais Fadaptation enquestion 
poae des questions 
föndainentales. En Premier 
lieu, eile fcerui ä fevoriser les 
aj^iomerations au defriment 
de ia Campagne, Le 
dcmantelefnent des bureaux 
de poste dans les petites 
localitrs aboutit ä däavoriser 
les regions peripher iqües: ce 
tiiil est inainrestable meme si 
la  Poste propose des Solutions 
nou veiles («Poste ä porte»). lit 
t’est bien rela qui est ia cause 
prmäpale du malaise et qui a 
ionduit au lancement de 
l'initiative «Services postaux 
pour tous».

Mais la pression pour le 
j  maintien d’un vaste reseau 
| postal n'a pas ete inutile, il 
! taut !e dire. La loi sur la  Poste 
| a !enu compte de cette 
j  j>n>blemaiique et La Poste 
| devra garantir des prestaüons 
| minimales. Ce qui lui tait

Probleme d’ailleurs, >a 
directian oesen cache pas. 
(Lette semaihe: de nouveiles 
pertes d’etnplois ont etc 
annoncees, en raison 
notamment de la (wisse du 
courrier distribue.

Et cette evolution va se 
poursuivre, notamment du 
faii de l’accroissement du 

, courrier äectronique, 
j avantageuxet instantane. Au

point qu’on peut se deniander 
s'il etait fontfe de separcr les 
äctmi&de
telecoimnunications du 
service postal traditionnel. 1*  
courrier dectiuniqüe ne 
remplace-t-il pas le courrier 
traditionnel? N'aurait-il pas 
ete sense que La Poste puist-e 
ouruper ce creneau avec tout 
ce qu’il v a derriere? Avec des 
Wirffces ä la de qui auraient 
permis de maintenir un rraseau 
postal d une icrtaine densite 
Au lieu de Cfilu, le choix 
qui a et£ opere -  ia Separation 
de La Poste et des 
teleeommunioatkms -• conduil 
ä un demanrtiement.doTif ön 
ne voit pas le bout le courrier 
electroiiique est promis a un 
wenn enorme, au detriim-m 
du courrier traditionnd, fl Ses 
facteurs nont pas fini d’cn 
payer le prix

La Situation actuelle est 
porteuse encore d'une 
grosse ambiguTte, egalement 
source de malaise. Pour une 
part de ses aclivitis, l.a Poste 
conserve un monopole qui lui 
permet de Supprimer certains 
bureaux sans grns dommage: 
aucun concurrent nest 
susceptible de prendre la place 
La Situation est paradoxaler 
davantage de concurrence lui 
prendrait des parts de maiche 
mais cela pourrait aussi 
l’inciter ä maintenircertains 
services pour eonserver la 
dientöle. La recette-ideale 
est diÖicile a etablir. Elle n'a 
pas fini d’dvduer, de sötte 
que les eniployes de La Poste 
aussi bien que ses usagers 
n’ont pas fini d'Stre bdkwtfe, 
Quelle que soit la lbi en 
vigueur.
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Corriere del Ticino, 19.12.2003

I I  Consiglio nazionale si e diviso , con solo lo schieram ento  rossoverde favorevole

Bocciata l’iniziativa postale
No alla proposta ticinese di ritirare il progetto REMA

B e r n a  II Consiglio nazionale 
non vuole ancorare nella Costi- 
tuzione la nozione di servizio 
universale della posta. Una 
maggioranza borghese ha 
espresso fiducia alla Posta per 
quanto riguarda la sua capacitä 
di rispondere alle esigenze del- 
l’utenza in un contesto di libero 
mercato.
Nonostante il sostegno dello 
schieramento rosso-verde e di 
qualche deputato borghese, la 
Camera del popolo ha respinto 
con 97 voti contro 85 e 4 aste- 
nuti l’iniziat.iva popolare «Sem- 
zi postali pertutti», lanciata dai 
sindacati e dai consumatori. La 
maggioranza e del parere che la 
parte preponderante delle esi­
genze del testo deH’iniziativa 
siano adempiute nella legisla- 
zione che entrerä in vigore il 1° 
gennaio prossimo.
La sinistra ritiene invece che la 
legge non garantisca a suffi- 

cienza il servi- 
*. vü«; zio pubblico e 

■  La mag- universale e
gioranza e che non offra ‘ 
del parere mezzi necessa- 
che la parte n  Posta- in 
preponderan- particolare fi­
te delle ri- nanzian, per 
Chieste del- rispondere a 
rimziativa que^  ?sigen- 
siano giä za.N eelapro-
nella legge ya lo f^ a n te l 

lamento pro- 
mosso dall’ex 

Regia. «Se lo avessimo saputo, 
la legge non sarebbe mai stata 
votata nel 1999», ha detto Da­
niel Vischer (Verdi/ZH).
John Dupraz (PLR/GE) si e  ad- 
dirittura sentito ingannato: 
«Non abbiamo mai votato una 
legge che prevede la chiusura

di 1.000 uffici postali», ha escla- 
mato. «Proprio perche il Parla­
mente si e sbagliato adottando 
una legge che privilegia la poli- 
tica di liberalizzazione -  ha ag- 
giunto inutilmente Paul Rech- 
steiner (PS/SG) -  si deve ora 
correggere il tiro».
Sul frone opposto, Pierre Tttpo- 
nez (PLR/BE) ha detto che non 
ci si deve lasciare ingannare dal 
titolo «allettante» dell’iniziati- 
va Essa e pericolosa perche li- 
mita il margine di manovra del­
la Posta in una situazione di 
concorrenzialitä. II «gigante 
giallo» -  ha aggiunto -  ha biso- 
gno di fiducia, non di imperativi 
supplementari.
L’iniziativa propone di dare alla 
Confederazione, e non soltanto 
alla Posta, la responsabilitä di 
garantire la copertura del servi­
zio pubblico. II consigliere fe- 
derale Moritz Leuenberger si e 
detto pronto a sottoporre un 
progetto di tinanziamento del 
servizio pubblico se quest’ulti- 
mo fosse minacciato. Si tratta -  
ha aggiunto -  di una possibilitä 
giä menzionata nell’ordinanza, 
ma il parlamento dovrä ancora 
accettarla.
II Consiglio nazionale ha suc- 
cessivamente respinto, con 84 
voti a 82, l’iniziativa cantonale 
con cui il Ticino chiedeva che la 
Posta sospendesse e ritirasse il 
progetto di riduzione dei centri 
di smistamento postale (R E­
MA) e tenesse conto degli inte- 
ressi regionaii periferici in ma- 
teria di posti di lavoro. In sede 
di commissione l’iniziativa can­
tonale ticinese era stata accolta 
di misura, grazie al voto del pre- 
sidente.
Chiara Simoneschi (PPD/TI) ha

ricordato che la Posta, senza 
consultare nessuno, ha preso 
una decisione brutale: ridurre 
da 18 a 3 i centri di smistamen- 
te, con una perdita di 3.000 po­
sti di lavoro in tutto il paese. 
Questo prowedimento -  h a  sot- 
tolineato la deputata ticinese -  
eolpisee soprattutto le regioni 
periferiche, dove la maggioran­
za degli impieghi e occupata da 
donne.
Difendendo anche un’iniz;iativa
parlamentare del PPD, Chiara 
Simoneschi ha chiesto a lla  Po­
sta di tener conto delle esigen­
ze delle varie regioni del paese, 
delle loro necessitä e attese. L’i­
niziativa del gruppo P FD  e 
quindi stata accolta con 8 9  voti
contro 78. Essa vuole appunto 
costringere, nella legge sulla 
posta, a tener conto delle esi­
genze regionaii.
II Nazipnale ha anche respinto 
tacitamente un’iniziativa ca n to ­
nale vallesana. II testo voleva

mantenere le piccole en tita  re­
gionaii della Posta e chiedeva 
misure di compensazione j? e r  le 
perdite di posti di lavoro nelle 
regioni periferiche e di m onta- 
gna piü colpite dalla ristru ttura- 
zione. (Ats)
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Postdienste für alle. Volksinitiative (KVF) 
Services postaux pour tous. Initiative populaire (CTT)

Wenig Begeisterung für die Post-Initiative
Der Ständerat nahm die Initiative «Rostdiepste für alle» zum Anlass für eine Debatte über den Service public. Am Ende war er aber noch 
deutlicher als der Nationalrat der Ansicht, die Ziele der Initiative seien erfüllt. Doch das letzte Wort haben die Stimmbürger.

Bem . SD A. Der Ständerat hat sich am 
Montag mit 25 zu 13 Stimmen gegen die 
Volksinitiative «Postdienste für alle» 
ausgesprochen. Wie zuvor der Bundes­
rat und die Grosse Kammer vertrat 
auch er die Ansicht, die Anliegen der 
Initiative seien weit gehend erfüllt.

Die Initiative der Gewerkschaft 
Kommunikation verlangt, dass der 
Bund ein flächendeckendes Poststellen­
netz garantiert und die ungedeckten 
Kosten der Grundversorgung mit Post­
diensten übernimmt. Zudem sollen die 
Gemeinden vor der Aufhebung einer 
Dorf- oder Quartierpost konsultiert 
werden.

Service public garantieren
Der Ständerat folgte jedoch der 

Argumentation der Kommission für 
Verkehr und Fernmeldewesen (KVF). 
Mit Ausnahme der finanziellen Abgel­
tung seien alle Anliegen der Initiative 
nach der Revision des Postgesetzes und 
der Postverordnung erfüllt, sagte KVF- 
Sprecher Rolf Escher (CVP, SO).

In der ausführlichen Debatte über 
den Service public der Post sekundier­
ten auch einige bürgerliche Ständeräte 
die Linke. Je mehr der Postmarkt 
geöffnet werde, desto mehr sei auch die 
Grundversorgung gefährdet, sagte 
Ernst Leuenberger (SP, SO) seitens der 
Kommissionsminderheit. Der Bund 
müsse sich deshalb -  auch mit dem Por­
temonnaie -  zum Garanten des Service 
public machen. Der Souverän kenne 
die Risiken einer Liberalisierung, und 
diese seien nicht klein, sagte Simon 
Epiney (CVP, VS). Deshalb wolle die

Volksinitiative die anstehenden Re­
formen im Postbereich begleiten. 
Michel Beguelin (SP, VD) und Si- 
monetta Sommaruga (SP, BE) kriti­
sierten. die Post konsultiere bei der 
Schüessung von Ämtern die Gemein­

den zu wenig. Auch Epineys Bündner 
Parteikollege Theo Maissen zeigte Ver­
ständnis für die Initiative, enthielt sich 
aber der Stimme. Er sei mit dem Volks­
begehren nicht glücklich, weil es grös­
stenteils erfüllt sei, sagte er. Vom Bun­
desrat erwarte er aber, dass er die offe­
ne Frage der Finanzierung der Grund­
versorgung nächstens an die Hand neh-

«Auf hohem Niveau»
Das «Hohelied des freien Mark­

tes» wollte Maissen im Gegensatz zu 
anderen bürgerlichen Ständeräten aber 
nicht anstimmen. Die Post müsse unter 
dem Druck des Marktes als Service au 
public funktionieren, hatte Thomas Pfi­
sterer (FDP, AG) betont. Eine Abgel­
tung der Grundversorgung sei zumin­
dest vorderhand nicht nötig.

This Jenny (SVP, GL) kritisierte, 
dass im Zusammenhang mit der Post 
«auf hohem Niveau gejammert» werde. 
Die Post habe zum heutigen Zeitpunkt 
kein Problem, und die Grundversor­
gung sei auf Dauer garantiert. Rolf Büt- 
tiker (FDP, SO) warf den Initianten 
«Poststellen-Heimatschutz» vor. Zu­
dem spreche der Spardruck dagegen, 
dass sich der Bund bei der Grundver­
sorgung finanziell beteilige.

Abgeltung versus Spardruck
Derart marktorientiert argumen­

tierte Postminister Moritz Leuenberger 
nicht. Er erinnerte aber daran, dass der 
Bundesrat sich verpflichtet habe, eine 
Abgeltungsvorlage auszuarbeiten, falls 
die Kosten der Grundversorgung nicht 
gedeckt seien. Dies bedeute indes nicht, 
dass der Bundesrat ohne Wenn und 
Aber Ja zu einer solchen Vorlage sage, 
ergänzte Leuenberger. Unklar sei auch, 
wie das Parlament ein solches Geschäft 
beurteilen werde.
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L’Express, 09.03.2004

Les senateurs lächent La Poste
Conseil des Etats M L’initiative populaire 

«Services postaux pour tous» est rejetee
De Berne
C h r i s t i a n e  I m s a n d

L5 initiative populaire 
«Services postaux 
pour tous» sera sou- 

mise au peuple avec un mot 
d’ordre negatif du Parlement. 
Le Conseil des Etats a rejete 
hier par 25 voix contre 13 le 
nouvel article constitutionnel 
qui contraint la Confedera- 
tion non seulemem ä garantir, 
mais surtout ä financer le Ser­
vice postal universel. Le vote 
est plus net qu’au Conseil na­
tional, oü l’initiative lancee 
par les syndicats et les organi- 
sations de consommateurs 
avait ete repoussee par 97 voix 
contre 85. Une difference qui 
illustre la faiblesse de la repre- 
sentation de la gauche dans la 
Chambre des cantons,

Nouvelle reglementation
Pour le president de la Com­

mission des transports et des te- 
lecommunications Rolf Escher 
(PDC/VS), l’iniiiative a perdu 
sa raison d'etre depuis l’entree 
en vigueur de la revision de la
loi et de l’ordonnance sur La 
Poste, le 1er janvier 2004. En 
vertu de la nouvelle reglemen­
tation, La Poste doit proposer 
dans chaque region au moins 
un bureau offrant toutes les

Le centre de tri de Möllin­
gen, ä Zürich, pho to  keysto ne

prestations du service univer­
sel. Elle doit aussi consulter les 
communes concemees avant 
toute decision de fermeture. 
Ces deux points correspondent 
aux exigences de l’initiative, 
mais il subsiste une divergence 
majeure sur le financement, re- 
connait Rolf Escher. Avec la loi, 
La Poste doit assurer la Couver­
ture du service universel avec 
ses seules ressources alors que 
les initiants ouvrent la porte ä 
des contributions de la Confe- 
federation.

Pour le syndicaliste Ernst

Leuenberger (PS/SO), parti- 
san de l’initiative, il en va de la 
survie du service public ä long 
terme. II a appele les represen- 
tants des regions peripheriques 
ä se montrer particulierement 
vigilants ä cet egard. L’appel a 
ete entendu par le Valaisan Si­
mon Epiney (PDC). Selon ce 
demier, l’initiative permettrait 
d’accompagner les reformes en 
cours sans semer la panique. 
«Le peuple a besoin d ’etre rassure, 
souligne-t-il. II sa.it qu’onpeut dif- 
ficilement condlier service public et 
rentabilite». Le Fribourgeois 
Alain Berset (PS) rencherit: 
«C'est justement parce que le service 
universel est difficile ä definir qu’il 
fau l un financement qui le distin- 
gue du reste».

Ce point de vue est cepen- 
dant reste marginal en dehors 
de la gauche. «J ’habite une com­
mune de 98 habitants. Le bureau 
de poste a  disparu, mais le service ä 
domicile est excellent», assure le 
radical tessinois Dick Marty. 
Moritz Leuenberger a empörte 
definitivement la donne en 
rappelant que le Conseil fede­
ral s’etait engage ä indemniser 
les coüts du service universel 
s’il s’averait que La Poste 
n’etait phis en mesure de les 
couvrir apres la liberalisadon 
du marche. postal. /CYM-Le 
Nouvelliste
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Posta
Anchegli Stati 
bocciano l’iniziativa 
‘Servizi per tuttV

i r s n n B i !

Berna -  Dopo il Nazionale, an- 
che il Consiglio degli Stati, con 
25 voti contro 13, ha bocciato l’i­
niziativa popolare ‘Servizi po 
stali per tutti’. Per la maggio- 
ranza borghese, la modifica del- 
la legge snlla posta, votata lo 
scorso anno, e la revisione della 
relativa ordinanza prendono 
giä ampiamente in considera- 
zione le rivendicazioni dell’ini- 
ziativa.

A nulla sono valse le dichiara- 
zioni dei senatori del Partito so- 
cialista e di alcuni deputati del 
Partito democratico cristiano, 
tra cui il ticinese Filippo Lom- 
bardi.«Cosa vuole lagente?», si e 
chiesto il ‘senatore’ ticinese, che 
ha inequivocabilmente rispo- 
sto: «in ogni caso non vuole il ca- 
lo delle prestazioni della Posta». 
Pur ammettendo che l’iniziati- 
va non costituisce una soluzio-

ne ideale, ha chiesto un segnale 
a favore delle regioni periferi- 
che. L’altro rappresentante tici­
nese, il radicale Dick Marty, ha 
voluto gettare acqua snl füoco 
delle critiche all’ex regia sottoli- 
neando la qualitä del servizio, 
soprattutto nelle regioni perife- 
riche, come a Fescoggia, dove 
Marty risiede.

Lo scorso 18 dicembre il Con­
siglio nazionale aveva giä re- 
spinto il testo. L’iniziativa popo­
lare chiedeva la copertura, da 
parte del servizio postale, di tut- 
te le regioni del Paese. I comuni 
avrebbero dovuto essere asso- 
ciati ai piani della Posta in me- 
rito alla sua rete di uffici. I mag- 
giori costi provocati dal rispetto 
di queste regole, valutati dalla 
Posta a 500 milioni di franchi, 
sarebbero stati coperti dalla 
Confederazione. ATS


